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ilſchrifl
für

das Verwaltungs - u . Rechnungsweſen der Gemeinden ,
Sparkalien, Sliftungen und lozidlen Verlicherungen .

Erſcheint monatlich 1 mal.
Preis unter Kreuzband frei durch
die Geſchäftsſtelle bezogen 5 Mt.

fürs Jahr .

Ar. 8

Juhalt⸗ Neuer Poſttarif . Ueber die
4. Ueberſicht über die Kriegs sfragen in t
handlung von Zahnkrankheiten
Kriegerehrung . Die Unterſtützung
Familien von in den Oeſtereichif
Krieges . Die Einlöſung von Zinsſcheinen betr .
ung 8. Entlohnung der Rechner . 10. Briefkaſten .

Tagung der Verwalter

Neuer Poſttarif
für das Reichspoſtgebiet , Bayern und Württem⸗

berg , ſowie Oeſterreich⸗Ungarn .
Gültig vom 1. Auguſt 1916 ab .

Ortsbriefe ( bis

nicht freigemacht *
Einſache Fernbriefe ( bis 20 Gr. ) freigemacht 15 „

nicht freigemacht
Doppelte Fernbriefe ( über 20 —250 Gr . ) frei

gemacht 25

nicht freigemacht 35. „
Poſtkarten freigemacht 5½ 1%

nicht freigemacht 15%̇

Pakete bis 5 Kg . in der Zone 91

auf alle weiteren Entfernungen

( dazu tritt bei nicht freigemachten Pa⸗

keten bis 5 Kg. der Portozuſchlag von

10 Pfg . )
Pakete über 5 Kg . in der 1. Zone mehr als

bisher um 10

auf alle weiteren Entfernungen mehr als

bisher um 0 f

Brief mit Wertangabe in der 1. Zone 25 35
auf alle weiteren Entfernungen 50 „

außerdem die Verſicherungsgebühr wie

bisher und bei nicht freigemachten
Wertbriefen der Portozuſchlag von 10 „

Poſtauftragsbriefe 85 . 5

Telegramme im Stadtverkehr bis 5 Wörter 40 „

über 5 —10Wörter für jedes W. mehr um 2 „

über 10 Wörter für jedes Wort 5.

Telegramme im ſonſt . Verkehr bis 5 Wörter 60 „

über 5 —10Wörter für jedes W. mehr um 2 „

über 10 Wörter für jedes Wort 7 . „

Auguft 1016
Verwendung von Reichs - und Staats mitteln

K

4 Far rilien der in den
8 t einberufenen Mannſchaften betr .

der Kriegsanleihen . 7.— cke des Allg .

250 Gramm ) freigemacht 7½ Pf .

Der Inſertionsprels fur den Naum
einer Zeile von 8K76 mm beträg t
30 Pfg. , bei größeren Aufträgen.
mehrmaligem en 3. Ja IrgangAuftrag wird ſolcher allenfalls 0Aeretnkunlt feſtgeſetzt .

für Kriegswohlfahrtspflege
Pr rüfung bezüglich der Me eldepflicht der Arbeitgeber . Ve⸗
Orts skrankenkaſſen . 6. Durlach . *Sberatungsſtelle für

Dienſt eingetretenen Mannſchaften Die Unterſtützung der
Das bisherige Ergebnis des
jährige Mitgliederverſamm —Unſered

Deutſchen Sprachvereins

Fernſprechverkehr :
Jährliche Pauſchgebühr in den

88 A , ſteigend bis 198

20 000 Anſchlüſſen .
Jährliche Grundgebühr in Netzen von nicht mehr

als 1000 Anſchlüſſen 66 „¼, ſteigend bis 110 4
in Netzen mit mehr als 20 000 Anſchlüſſen .

Gebühr für bei Anſchlüſſen
Grundgebühr 5⅛ Pf . für jede Verbindung

Gebühr für Geſpräche im Verkehr von Ort zu Ort
bei einer Entfernung von nicht mehr als 25 —22 Pf. für je 3 Minuten , ſteigend bis zu T 2,20
bei einer Entfernung von mehr als 1000 Km .

Bruchpfennige , die ſich bei nicht freige⸗
machten Sendungen und bei der Gebühr für die

Vergleichung von Telegrammen ergeben , werden

auf volle Pfennige aufwärts abgerundet . Für ei⸗
nen nicht freigemachten Ortsbrief , der von einer

Behörde unter der Bezeichnung „Portopflichtige
nſtſache “ abgeſandt wird , und für eine ſolche

Poſtkarte ſind vom Empfänger alſo 8 Pf . zu ent⸗

richten .

Unverändert bleiben die Gebühren für Druck⸗

kleinſten Netzen
in Netzen mit mehr

gegen

ſachen , Geſchäftspapiere , Warenproben , vereinigte
Druckſachen , Geſchäftspapiere und Warenproben ,

Poſtanweiſungen und Zeitungen , ferner alle Ge⸗

bühren im Poſtſcheckverkehr , jedoch beträgt die Ge⸗

bühr für Briefe der Kontoinhaber an die Poſtſcheck⸗
ämter , wie für Ortsbriefe , künftig 7 / Pf .

Für die Entrichtung der Reichsabgabe wurden

Ende Juli neue Poſtmarken zu 2½8, 7½ und 15 Pf .
ſowie geſtempelte Poſtkarten zu 7½ Pf . und Poſt⸗
karten mit Antwortkarte zu 7½＋◻7 , Pf . ausge⸗

geben .



Im Grenzverkehr mit der Schweiz wird das

Porto für Briefe um 5 Pf . erhöht .

1 . Allgemeine Gemeindeſachen .

Ueber die Verwendung von Reichs⸗ und Staats⸗

mitteln für Kriegswohlfahrtspflege .
Nach einem Erlaß Gr . Miniſteriums des In⸗

nern vom 21 . Auguſt 1915 Nr . 36 786 ergl . die

näheren Ausführungen Seite 122/ ' 123 dieſer Zeit⸗

ſchrift Jahrgang 1915 ) werden vom 1. Auguſt 1915

ab bis auf weiteres für Beihilfen an Gemeinden

neben den Reichsmitteln Staatsmittel im Be⸗

trage von monatlich 100 000 / zur Verfügung ſte⸗

hen . Dieſe Staatsmittel 100 aber ebenſo wie die

Reichsmittel in erſter Linie für die Erwerbsloſen —

fürſorge beſtimmt . Nur ſoweit darüber hinaus noch

Mittel zur Verfügung ſtehen , wer den ſolche zur

teilweiſen Deckung anderer Aufwendungen der Ge —

meinden und Städte dieſen zur Verfügung geſtellt

Allmonatlich ſind dieſe Aufwendungen ſpäteſtens

bis 8. eines Monats dem Bezirksamt zu bezeichnen

( nach beſonderem Formular ) , das die weitere Vor —

lage der Geſuche um Beihilfe an Gr . Miniſterium

des Innern bewirkt . Inbetracht kommen hiebei in

erſter Reihe Mietbeihilfen , dann Ausgaben für

Kinderhorte und Kinderſpeiſung , für Vollstüchen ,

Lieferung von Bekleidungsſtücken ſoweit ſie unent⸗

geltlich erfolgen , und unter Umſtänden auch für

Zahlung von Krankenkaſſenbeiträgen und Kriegs

verſicherungsprämien an Kriegsteilnehmer ꝛc.

Nicht erſtattungsfähig ſind folgende Aufwen⸗

dungen (ſie können alſo in die monatliche Liquida⸗

tion auch nicht aufgenommen werden )

a ) Liebesgaben an das Heer und die Marine ,

für Verwundetenpflege und Lazarettzwecke , ſowie

für Hilfsbedürftige in anderen Landesteilen , z. B.

in Oſtvreußen und Elſaß⸗Lothringen .

b) Mehrausgaben der Gemeinden an Verwal⸗

tungskoſten , z. B. n für Hilfsperſonal oder

die Ausgaben , die durch die Weiterbeſoldung von

Beamten , Bedienſteten und Arbeitern während ih⸗

rer Kriegsdienſtzeit entſtehen .

Auch Unterſtützungen an Gemeindebeamte und

Bedienſtete können nicht als Aufwendungen ge —

meindlicher Kriegswohlfahrtspflege angeſehen wer⸗

den .

c) Aufwendungen für Lebens⸗ und Futtermit⸗

telverſorgung gegen Entgelt können in die Liquida

— nur inſoweit aufgenommen werden , als ein

rluſt dadurch entſtanden iſt , daß die Gemeinde

die Waren unter dem Selbſtoſtenpreis abgibt .

dy Der Aufwand für Notſtandsarbeiten darf

nur
mit 20 Prozent als Aufwand für Kriegswohl⸗

rtspflege berechnet werden , da dieſe etwa dem

— entſpricht , unter dem der wirtſchaftliche

Gegenwert , der durch ſolche Arbeiten geſchaffen

wird , hinter dem Geſamtaufwand zurückbleibt .

Der Erlaß ſagt weiter :

e) Gemeinden , die Miet beihilfen in größerem

Umfange gewähren , werden bei der Verteilung der

Staatsbeihilfen vorzugsweiſe berückſichtigt werden .

Bei der Bereitſtellung von Staatsmitteln für den

Zweck der Unterſtützung von Gemeinden war neben

der Rückſicht auf die vorausſichtlich in größerem

Umfang gebotene Erwerbsloſenfürſorge auch die

Abſicht maßgebend , die Gemeinde in den Stand zu

ſetzen , mehr als bisher Mietbeihilfen an die Fami⸗

lien der Kriegsteilnehmer zu gewähren . Eine ſolche

Maßnahme iſt auch als Hilfe für den ſchwer be—⸗

drängten Hausbeſitzerſtand dringend geboten . Wir

erkennen gern an , daß auch ſeither ſchon in zahl⸗

reichen Gemeinden dieſer Frage ernſte Aufmerkſam⸗

keit zugewendet wurde . Fortgeſetzte Klagen aus

den Kreiſen der Hausbeſitzer laſſen aber erkennen ,

daß doch noch vielfach die Mieteingänge ſehr unre —

gelmäßig erfolgen und dadurch vielen Hausbe⸗
ſitzern die Aufbringung der Hypothekenzinſen ſehr

erſchwert iſt .

Beſonderer Wert wird von dem Verband ba⸗

diſcher Grund - und Hausbeſitzervereine , der ſich in

dieſer Angelegenheit neuerdings an die Staatsre⸗

gierung gewendet hat , darauf gelegt , daß die er⸗

forderlichen Vorkehrungen getroffen werden , damit

die bewilligten Unterſtützungen tatſächlich zur Zah⸗

der Miete verwendet werden . Dies wird ſich

E. am einfachſten dadurch erreichen laſſen , daß

grundſätlich die Zahlung der beſonderen Mietbei⸗

hilfe nicht an den unterſtützten Mieter , ſondern an

den Vermieter erfolgt . Wir werden die Gewäh⸗

rung — Unterſtützungen aus Staatsmitteln

an Gemeinden , die Mietbeihilfen gewähren , zu die⸗

ſem Zwecke davon abhängig machen , ob hiernach

verfahren wird .

Vielfach wird die Gewährung einer Mietbei⸗

hilfe an die Bedingung geknüpft , daß der Vermie⸗

ter einen teilweiſen Nachlaß der Miete bewilligt .

Die Stellung dieſer Bedingung kann zu Unbillig⸗

keiten führen ; es iſt deshalb darauf Bedacht zu neh

men , daß , wenn eine Gemeinde eine ſolche Beding⸗
ung glaubt ſtellen zu ſollen , im Einzelfall die For⸗

derung des Nachlaſſes nicht ohne ſorgfältige Prü⸗

fung der einſchlägigen Verhältniſſe erfolgt , um Un⸗

billigkeiten zu vermeiden .

Bis zum 1. Januar 1916 ſind die Beihilfen

den Gemeinden , die darum nachgeſucht haben , di⸗

rekt bewilligt worden d. h. es wurde der den ein⸗

zelnen Gemeinden zukommende Betrag bezeichnet .
Vom 1. Januar 1916 ab wird nach Erlaß Gr . Mi⸗

niſteriums des Innern vom 28 . Januar 1916 Nr .

2934 zur Vereinfachung der Geſchäfte die auf Fa⸗

milienunterſtützungsaufwendungen entfallende Bei⸗

hilfe dem Lieferungsverband in einer Summe

überwieſen , nachdem das Bezirksamt dem Gr . Mi⸗

niſterim die Summe der Mehrbeträge für Fami⸗
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lienunterſtützung bezeichnet hat .

Dem Lieferungsverband ( Bezirksrat ) bleibt

berlaff ährte Beihilfe am Geſamtauf

van den Reſt nach § 6 Abſatz 1

der Verordnung vom 13 . Auguſt 1915 Geſetzbl .

Seite 300 umzulegen oder ſie unter Berückſichti

gung der Verhältniſſe der einzelnen Gemeinden un

ter dieſe zu verteilen . Geſuche einzelner Gemein
5 r 11 Rofhi EG Alſgden um Beihilſe kommen al nur noch inſoweit

Aufwendungen anderer Art
Afahetesyflege eroL Tispflege ( vergl . obigen Erlaß

iſt 1915 ) erwachſen .

[ lgende

( ſtädtiſche ) ,

Suppenküche , Verluſt beim Kartoff
beim Kauf In TFiſcheibeim Kau von Fiſch rsunterſchied an die

Milchlieferanten aus der beiz, Err

fürſorge , Aufwand für Notſtandsarbeiten 20 Pro⸗en

verbsloſen⸗

zent aus . . . . all , für Brennmaterial und

Lebensmittel ꝛc., Verſicherungsprämien für Kriegs

teilnehmer uſw .
Im Amtsbcezirk werden die dem Lieferungs

2 AMumt8des Amtsverband ( der Stadtkaſſe 5) zur teilwei⸗
ſen Deckung der Mehrbeträge gewährten allmonat⸗

lichen Beihilfen verzinslich angelegt und nach Ab —

lauf von je 3 Monaten an die Amtsgemeinden un⸗
ter Berückſichtigung der Verhältniſſe der einzelnen
Gemeinden verteilt . Die Verteilung erfolgt durch
den Bezirksrat .

( Der Aufwand für Erwerbsloſenfürſorge in
der Textilinduſtrie iſt nicht anrechnungsfähig , darf

alſo in die Liquidation auch nicht aufgenommen
erden , da die diesbezüglichen Beihilfen aus

Reichs - und Staatsmitteln der Erwerbsloſenfür⸗
ſorge des Bezirks unmittelbar durch Gr . Miniſte⸗
rium des Innern überwieſen werden ) .

4 . Verſicherungsweſen .
Ueberſicht über die Kriegsfragen in der Kranken⸗

verſicherung .
( Von Verwalter Müller - Wolfach . )

Bei der Fülle der hier in Frage kommenden

Zweifel dürfte für die Kaſſenpraxis folgende Ueber⸗

ſicht von Vorteil ſein :

a) Wie ſteht es mit der Mitgliedſchaft
der in das Heer Eintretenden ?

Mit dem Eintritt in den Kriegsdienſt iſt die

Fortſetzung des Arbeitsverhältniſſes auf abſehbare
Zeit unmöglich geworden . Die Beſchäftigung kann ,
da ſie aufgehört hat , nicht mehr die Quelle von Mit⸗

gliedsrechten und ⸗Pflichten ſein . Selbſt evt . Zu⸗
ſage auf Offenhaltung der Stelle kann hier nichts
ändern . Die Tatſache der Beendigung des Arbeits⸗

verhältniſſes regiert , ſie iſt maßgebend für die Ent⸗

ſcheidung . Damit iſt bei Einberufenen der letzte
Arbeitstag der Abſchluß der Pflichtmitgliedſchaft .
Verſpätete Abmeldung ändert daran nichts . Er —

folgt alſo keinerei Erklärung , dann erliſcht die

Mitgliedſchaft mit der Einberufung . Durch das

Notgeſetz vom 4. Auguſt 1914 iſt aber für die

Kriegsteilnehmer die Möglichkeit geſchaffen wor⸗

den , die Mitgliedſchaft nach §S 313 RO . freiwillig
fortzuſetzen . Die Vorausſetzungen des §S 313 RVO .

müſſen natürlich erfüllt ſein . Die Vorſchrift des

Inlandsaufenthalts iſt ja beſeitigt worden . Die

Erklärung über die freiwillige Fortverf
binnen 3 Wochen nach dem Ausſcheide
werden . Die Ertlärung braucht nicht vom Ver

ſicherten ſelbſt abgegeben zu werden , ſie kann auch
von irgend einer andern Seite , wie Angehörige ,
Arbeitgeber , Gemeinde , Wohlfahrtsverein abge⸗
geben werden , wenn anzunehmen iſt , daß dies dem

ausgeſprochenen oder mutmaßlichen Willen des
Kriegsteilnehmers entſpricht . Im Falle der 2mali⸗
gen Nichtbezahlung der Beiträge erliſcht die Mit⸗
gliedſchaft aber in dieſen Fällen . Durch Vorſtands⸗
beſchluß kann das Mitglied in dieſen Fällen nicht
bei evt . Nachbezahlung der Beiträge wieder als
Mitglied weiter laufen gelaſſen werden — es bleibt
nur der Weg des Neueintritts S 176 RVO .
ordn . vom 4. 8. 14 und 28 . 1

Ver⸗

15 ) offen .
b) Welche Anſprüche an die Kaſſe hat ein

Kriegsteilnehmer in ſeiner Eigenſchaft als Soldat ?
Hier ſind zwei Fälle auseinander zu halten .

Der Kriegsteilnehmer , welcher die Mitgliedſchaft
nicht fortgeſetzt hat und ſolcher , der die Mitglied⸗
ſchaft freiwillig fortgeſetzt hat . Nehmen wir zuerſt
den erſteren Fall . Bei dieſem kommt der § 214
RVO . in Verbindung mit der V. vom 14 . 6. 16
in Frage d. h. dieſer Kriegsteilnehmer hal Anſpruch
auf die Regelleiſtungen der Kaſſe , wenn der Ver⸗
ſicherungsfall — die Erkrankung, Verwundung
oder Tod — binnen drei Wochen nach dem Dienſt⸗
eintritt eintritt und eine Krankenverſicherung von
mindeſtens 26 Wochen im letzten Jahre oder unmit⸗
telbar vorher 6 Wochen beſtanden hat . Ob die Er⸗
krankung , Verwundung , der Todesfall im In⸗ oder
Ausland in dieſen 3 Wochen eintritt , iſt gleichgül⸗
tig —die unterſchiedliche Behandlung hat die Ver⸗
ordnung vom 14 . 6. 16 aus der Welt geſchafft und
zwar mit Rückwirkung auf den 1. 8. 14 . Nun zu
den Anſprüchen des Kriegsteilnehmers , welcher die
freiwillige Mitgliedſchaft herbeigeführt hat . Er⸗
krankt ein ſolches Mitglied oder wird es verwundet ,
ſo beſteht Anſpruch auf Krankenhilfe , alſo auf ärzt⸗
liche Behandlung , Arznei und Krankengeld . Da die
Krankenkaſſen im Bereiche des Heeres nicht die
Möglichkeit haben , Krankenpflege zu gewähren , ſo
entfällt damit der Anſpruch des Mitglieds darauf .
Es bleibt alſo nur Pflicht das Krankengeld zu be⸗



zahlen . Hausgeld kommt nicht in Frage im Falle

der Lazarettbehandlung . Ebenſo kommt nicht das

halbe Krankengeld in Frage , wo die Kaſſenſatzung

eine Beſtimmung nach §S 193 RVO . enthält , wor⸗

nach an freiwillige Mitglieder , die ſich nicht im

Kaſſenbezirt aufhalten , ſtatt der Krankenpflege

dieſe Summe gewährt wird . Krankengeld muß

aber bezahlt werden , ſobald Arbeitsunfähigkeit im

bürgerlichen Sinne , nicht Unfähigkeit zum Militär⸗

dienſt vorliegt . Dies iſt im Falle der Revier 2
Lazarettbehandlung nicht immer gegeben . Daß den

Militärärzten geeignete Vordrucke zur Ausfüllung

überſandt werden , iſt ſehr zu dmpfehlen . Die

Ausfüllung hat unentgeltlich zu erfolgen . Was ſo⸗

dann die von Sterbegeld anbelangt , iſt

erwähnen : bezüglich derjenigen , die nicht Mit⸗

geblieben ſind , kommt eben § 214 RVO . in

den ſich freiwillig chernden

ätzlich Anſpruch darauf . Die Ausbe⸗

zahlung darf nur dann erfolgen , wenn der Tod

durch entſprechende Beſcheinigung des Truppen⸗

teils und dergl . einwandfrei feſtgeſtellt iſt . Dieſer

chweis muß von den Anſpruchsberechtigten ge —

führt werden . Es ſoll an denjenigen gezahlt wer —

den , der das Begräbnis beſorgt hat . Das wäre die

Heeresverwaltung . Da dieſe teine Anſprüche

macht , kommt nach §S 203 RVO . nacheinander in

Betracht die Ehefrau , die Kinder , der Vater , die

Mutter , die Geſchwiſter . Geſetzliche Bedingung

wäre , daß die betreffenden Angehörigen mit dem

Gefallenen ( Verſtorbenen ) zur Zeit ſeines Todes

in häuslicher Gemeinſchaft gelebt haben . Das

Reichsverſicherungsamt hat dieſe Bedingung als

ſehr entgegenkommend dahin ausgelegt , daß die

häusliche Gemeinſchaft dann als gegeben zu erach⸗

ten ſei , wenn bei einem Kriegsteilnehmer die Ab⸗

ſicht angenommen werden müßte , daß er nach ſei⸗

ner Rückkehr die häusliche Gemeinſchaft wieder auf —

genommen hätte .

c) Wie ſteht es mit den Kriegsgefangenen und

Vermißten ?

In der Zeitſchrift „ Die Krankenve

1916 Nr . 11 hat Herr H. u

ob Deutſche , die ſich

Bezahlung

Fortverſi

grund

rſicherung “

Frankenberg die Frage ,

in feindlicher Kriegsgefangen⸗

ſchaft befinden , Krankengeld verlangen können mit

eingehender Begründung bejahl Als äußerſt

ſchwierig betrachtet er es dagegen , einen ordnungs⸗

gemäßen Nachweis über die durch Krankheit her⸗

vorgerufene Arbeitsunfähigkeit zu erlangen und

ohne dieſen Nachweis darf die Kaſſe nicht bezah⸗

len . Die Kaſſe in Cleve hat hierin ebenfalls einen

Weg gezeigt , nämlich ſich an die „ Agenze interna⸗

tionale des priſonniers des guerre “ des Comitee

international de la Croix - Rouge in Genf , Rue

d ' Athenee um Vermittlung von ſolchen Krankheits⸗

beſcheinigungen zu wenden . Dieſe Stelle ſoll dies

116

mit der größten Bereitwilligkeit tun . Ein Muſter

einer Arbeitsunfähigkeitsbeſcheinigung

iſt ebenfalls in der Zeitſchrift „ Die Krankenver⸗

ſicherung “ 1916 6. 93 abgedruckt .

Was die Frage der Vermißten anbelangt , kön —

nen 3 Fälle vorkommen . Jegliche Nachricht bleibt

aus . Es ſtellt ſich nachträglich Gefangenſchaft he⸗

raus . erfolgt ſpäter 1 Bleibt

jegliche Nachricht aus , ſo wird , ſo lange als nicht

im Wege des Aufgebotsverfahrens ( das nach einem

nunmehren ch iſt ) der Fall ſo gehandhabt ,

wie wenn der Vermißte noch am Leben wäre . Bei⸗

träge
95

bei freiwilliger Fortverſicherung bis da —

Aahur
Jahre IIiJ

hin fortzuerheben falls nicht Ausſchluß nach § 214

R0 orfolgen ſoll . Iſt dann aber im Wege des

Aufgebotsverfahrens der Tod ertlärt , ſo iſt Sterbe —

eld z mzahlen und die von dem Todestag ab zuviel

Ab Beiträge ſind wegen ungerechtfertig⸗

ter Bereicherung (§S 812 ff BGB . ) zurückzuvergü⸗

ten . Im Falle der Todesbenachrichtigung iſt bei

freiwilliger Weiterverſicherung und im Falle des

§ 214 RVO . Sterbegeld zu zahlen . Im Falle der

nachträglichen Gefangenſchaft Beitragszahlung

nach wie vor ( Anſprüche wie oben ) .

d) Wie ſteht es mit dem Wiedereintritt in die

Krankenkaſſe beurlaubter und entlaſſenr Kriegs⸗

teilnehmer ?
der langen Dauer des Krieges kommt es

ſehr häufig vor , daß Kriegsteilnehmer in die Hei⸗

mat zurückkehren ( bei Urlaub u. dergl . ) . Dieſe ge⸗

wöhnlichen Urlaube gehen nur ſelten über 14 Tage

PoiBei

hinaus . Dieſe kurzen Urlaube ſind keineswegs als

„ Rückkehr in die Heimat “ im Sinne des § 3 des

Notgeſetzes vom 4. 8. 14 anzuſehen . Wohl aber

dürfte ein etwa über 3 Wochen hinausgehender Ur⸗

laub in Anlehnung an die Entſcheidung des Reichs⸗

verſicherungsamts ( Amtl . Nachrichten 1915 S . 736 )

als Rückkehr in die Heimat anzuſehen und demzu⸗

folge das Recht dem Kriegsteilnehmer einzuräumen

ſein , ſich im Sinne des Notgeſetzes als freiwillig

zur Kaſſe bei Vorausſetzung der übrigen Bedingun⸗

gen anmelden zu können . Entlaſſung aus dem

Soldatenſtand iſt keineswegs Vorausſetzung . Die

Kaſſe hat das Recht , ſolche ſich zum Wiederbeitritt

meldende Kriegsteilnehmer ärztlich unterſuchen zu

laſſen . Das Ergbnis der Unterſuchung gibt aber

nicht den Ausſchlag über die Aufnahme , ſondern

dieſe dient lediglich zur Feſtſtellung , ob bei der

Wiederaufnahme bereits eine Krankheit beſteht und

bejahendenfalls für dieſe Krankheit kein Anſpruch

aufgtaſſenleiſtungen begründet iſt . Wer unter dieſen

Umſtänden das Recht zum Beitritt hat , iſt in dem

Notgeſetz vom 4. 8. 14 und der Verordnung vom

28 . 1. 15 näher geſagt .

Im Uebrigen gilt für entlaſſene Kriegsteilneh⸗
mer in Bezug auf Verſicherungspflicht dasſelbe was



Perſonen . Mit der Wiederauf

verſicherunspfichtigen Beſchäftigung

liedſchaft . Ob der Kriegsteil —

iden Gebrechen

ine Rolle . Allein maß⸗

Beſchäftigung gegen Entgelt

andern

einer

für alle

nahme

beginnt die Kaſſenmitg

nehmer mit irgend welchen

behaftet iſt , ſpielt abſolut ke

gebend iſt hierfür die

Le oder

im Sinne von § 165 RVO voraus geſetzt , daß

nicht ein anderer in der R8 vorgeſehener Befrei —

ungsparagraph in Frage kommt . Das gilt natür⸗

lich auch für die

ſen iſt aber zunächſt feſtzuſtell

gelrechte Beſchäftigung nur um Eingewöh —

nung an die Arbeit , um Arbeitstherapie han

Im letzteren Falle beſteht nämlich keine Ver

ſicherungspflicht .
Die verſicherungsrechtliche Stellung der beur⸗

laubten und kommandierten Kriegsteilnehmer und

Zurückgeſtellten regelt ebenfalls ein im Armeever⸗

ſog . Kriegsbeſchädigten . Bei die

en , ob es ſich um re⸗

oder

ſog .
1delt .

ordnungsblatt vom 20 . 5. 16 veröffentlichter Erlaß
des preußiſchen Kriegsminiſteriums . Danach unter⸗

liegen Perſonen des Soldatenſtandes , Pri⸗
vatbetrieben beſchäftigt

Kranken⸗ , Unfall - , Inv
nur dann , wenn ſie beurlaubt ſind . Da⸗

kommt bei einer „ Kommandierung “ die ge⸗

ſetzliche Verſicherung nicht in Betracht ; ſie darf da⸗

werden , der geſetzlichen
baliden - und Angeſtelltenver

her in ſolchen Fällen nicht von den Untrnehmern

gefordert werden . Vom Dienſt Zurückgeſtellte ſind
in verſicherungsrechtlicher Beziehung wie Zivilper⸗

ſonen zu behandeln .

Wie ſteht es mit den Krankheiten u. dergl . ,

die als Folgen der Teilnahme an dem Kriege anzu⸗

jehen Rass Beſteht Erſatzanſpruch an das Reich ?
iſt eine in der Fachpreſſe in letzter Zeit

beſprochene Frage . Das Reichsverſiche⸗
mt hat durch Entſcheidung vom 14 . Februar

lebhaft

rungsa

1916 ulike allem Zweifel ein Ende

gemacht . Danach haben Kriegsteilnehmer , die als

Verſicherungspflichtige wieder in die Krankenkaſſe

eintreten ,
Auaferch auf die vollen Kaſſenleiſtungen ,

ohne Rückſtcht darauf , ob eine Erkrankung bei Be⸗

ginn der Veſchäft igung bereits beſtanden hat und

ob ſie mit Dienſtbeſchädigungen , die ſich der Kriegs⸗

teilnehmer im Felde zugezogen , zuſammenhängt
oder nicht . Eine Verpflichtung , für kranke Kriegs⸗

teilnehmer , deren Krankheit auf die Einwirkungen
des Krieges zurückzuführen iſt , einzutreten , beſteht

für die Militärverwaltung nach der Entlaſſung

aus dem Heere nicht mehr . Die militäriſchen Ver⸗

ſorgungsgeſetze geſtehen den Beſchädigten nach der

Entlaſſung nur Renten und Penſionen zu . Es

ſcheint jedoch , als ob ſich die Militärverwaltung in

dieſer Hinſicht auf einen entgegenkommenden
Standpunkt ſtellt und in geeigneten Fällen

auch für entlaſſene Kriegsteilnehmer das

Heilverfahren übernehmen will . Danach kön⸗

nen die Kaſſen in beſonderen

der Militärbehörde ( Bezirkskommando ) ein geeig —
netes Heilverfahren zu erwirken . In erſter Linie

muß aber zunächſt die Kaſſe eintreten . Allzuhäufig
ein

Fällen anregen , bei

dürfte ſolcher Antrag nicht Erfolg haben . Die

Militärbehörde hat die Unterbringung ſolcher

Kranten in Bädern u. dergl . in Ausſicht genom

men . Inwieweit die Militärverwaltung aber tat⸗

ſächlich eintritt , iſt die Kaſſe wie dies unter b

( oben ) bereits dargelegt worden iſt entlaſtet .

Unter allen Umſtänden muß aber Krankengeld ge⸗

währt werden , wenn Arbeitsunfähigkeit
Krantheit nachgewieſen wird .

Die Krankenkaſſen werden ſich ,

ſteht , an

infolge

ſoweit es in ih

Fürſorge für Kriegs —

beteiligen , ins re Hand Hand mit

Trägern Reichsverſicherung ( na —

ch den Verſicherungsanſtalten ) arbeiten .
3der

ren Kräften dieſer

kranke

en andern

mentli

ſeine Abteilung

( Berlin W.

beſonde in

d der

Das

Vereine vom Roten Kreuz —

für und Anſtaltsfürſorge

Herrenhaus Zimmer 17a ) hat in

dieſer Richtung ſchon trefflich vorgearbeitet ; ſie hat

mit den meiſten in Betracht den Badekur

und ähnlichen Anſtalten beſondere Vergi

verträge für Kriegsteilnehmer
kann nur empfohlen werden , dieſe Beſtrebungen im

eigenſten Intereſſe zu unterſtützen und bei Kuren

die Vermittlung der bezeichneten Abteilung des

Roten Kreuzes in Anſpruch zu nehmen . Diesbezüg⸗

Bäder
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kommen

abgeſchloſſen .

lich wird den Krankenkaſſen die ausführliche Ab⸗

handlung in Nr . 9der Zeitſchrift „ Die Krankenver —

ſicherung “ zur genauen Orientierung warm ans

Herz gelegt .
Unmittelbar drängt ſich nun die Frage auf :

Können die Krankenkaſſen keinerlei Erſatz fordern
für die Leiſtungen , die ſie an Kriegskranke gegeben
haben ? Nach dem allgemeinen Gedankengang

möchte man dieſe Frage bejahen . Die betr . Krank⸗

heiten , Verwundungen uſw . ſind in Ausübung der

vaterländiſchen Pflichten zugezogen worden , des —

halb ſollte Reich oder Einzelſtaat dafür eintreten .

Nach einem kriegsminiſteriellen Beſcheid vom 12 .

11. 15 ( Krankenverſicherng 1916 37 ) laſſen ſich

Erſatzanſprüche nach §S 1542 RVO . und den andern

einſchlägigen Geſetzen jedoch keineswegs ableiten .

§ 1542 RVO . umfaßt nur die Erſatzanſprüche zivil

rechtlicher Natur . Dies iſt natürlich nicht befriedi —

gend und es ſind deshalb von allen in Betracht

kommenden Stellen Stimmen laut geworden , die

eine geeignete geſetzlicheRegelung wünſchen , wonach
das Reich dieſeKoſten für Kriegskranke ( zumteil we⸗

nigſtens ) übernimmt . Es ſchweben derzeit Verhand⸗

lungen bei den maßgebenden Regierungsſtellen .

Ich möchte empfehlen , nicht große Erwartungen zu

hegen , denn bei den gewaltigen Kriegslaſten und

dem , was noch alles hinzukommt , wird das Reich

S.
S .



für dieſe Zwecke kaum reiche Mittel zur Verfügung

ſtellen können . Immerhin iſt gut , alle dieſe Kriegs⸗

erkrankungsfälle in ſolcher Weiſe zu ordnen und zu

regiſtrieren , daß man im geeigneten Moment leicht

darauf zurückkommen kann .

) Wie ſteht es denn mit der Verſicherung der

ausländiſchen Arbeiter ?

Im Frieden galt der Rechtsgrundſatz , daß für

die Rechte und Pflichten der Sozialverſicherung die

Staatsangehörigkeit weder des Acbeitgebers noch

des Arbeitnehmers für die Verſicherungspflicht von

Bedeutung ſei . Daß dieſer Grundſatz der rechtlichen

Gleichſtellung nicht als Dogma für die Kriegszeit

aufrechterhalten werden kann , daß die Krankenver⸗

ſicherungspflicht der im Inland beſchäftigten Aus⸗
länder während der Kriegsdauer nicht für die An⸗

dehbrigen derjenigen Staaten gilt , mit denen wir

im Kriegszuſtande uns befinden , hat das K. Reichs⸗

verſicherungsamt in dem Beſcheide vom 18 . 1. 15

( Amtl . Nachrichten 1915 S . 460 Ziffer 2012 ) zum

Ausdruck gebracht . Eine andere Auslegung würde

wohl dem allgemeinen Rechtsempfinden zuwider⸗

der Zeitſchrift
Nk . 14 .

g) Die Reichswochenhilfe :
Als Kriegsmaßnahme gelten gleichfalls die um⸗

faſſenden Bekanntmachungen unter der Bezeich⸗

nung Reichswochenhilfe . Es würde zu weit gehen

auch nur annähernd die auf dieſem Gebiete entſtan⸗

denen Zweifel zu beſprechen . Für die Durchfüh⸗

rung kommen 3 Bekanntmachungen in Frage , näm⸗

lich diejenige vom 3. 12 . 14/28 . 1. 15 und 23 . 4.

15 . Für die Krankenkaſſen ſind alle 3 Verordnun⸗

gen überaus wichtig . Bei der Behandlung der

Kriegswochenhilfefälle iſt zu unterſcheiden : Wöch⸗

nerinnen ſelbſt genügend nach § 195 RVO . ver⸗

ſichert . In dieſem Falle kommt als zahlende Stelle

immer die Krankenkaſſe in Frage . Nur die Höhe

des Wochengeldes iſt verſchieden , je nachdem der

M »ilnehmer iſt oder nicht . Dieſe letz⸗

„ Die Betriebskrankenkaſſe “ 1916

Mann Krie

tere Frage iſt dann wiederum wichtig im Hinblie

auf die endgiltige Belaſtung . Das Reich hat näm⸗
lich der Kaſſe in dieſen Fällen zu erſetzen ( wenn der
Mann am Tage der Niederkunft und die ganze

laufen .

1 Die Kriegsgefangenen und die dieſen in der

Dauer Kriegsteilnehmer iſt ) den Entbindungsbei⸗

trag — das Stillgeld und Wochengeld ſoweit die

Beſchränkung ihrer Freiheit nahe kommenden An⸗

gehörigen feindlicher Staaten , die ſog . Internierten

u. dergl . , wie auch die ruſſiſch - polniſchen Saiſon⸗

Arbeiter , die ſich bei Kriegsausbruch im Inland be —

fanden , unterliegen keineswegs der Krankenverſiche⸗
rungspflicht ( Entſcheidung vom 19 . 2. 16 Amtl .

Nachr . S . 443 ) . Zu bejahen iſt dagegen die Frage

in Hinſicht auf die Ausländer , die während des

Krieges von gewerblichen und landw . Betrieben

aus den beſetzten feindlichen Gebieten herangezogen

worden ſind . Untern 14 . 6. 16 hat das Reichsver⸗

ſicherungsamt dieſerhalb folgenden Beſcheid erteilt :

Die während des gegenwärtigen Krieges im beſetz⸗

ten Gebiete angeworbenen ruſſi ch⸗polniſchen ge⸗

werblichen Arbiter , die freiwillig und mit Genehmi⸗

gung der zuſtändigen Behörden nach Deutſchland

gekommen ſind , ſind in der Entſcheidung vom 3. 5.

16 auf dem Gebiete der Unfallverſicherung für ver⸗

ſicherungspflichtig erklärt worden . Die Verſiche⸗

rungspflicht dürfte — vorbehaltlich einer Entſchei⸗

dung im Rechtszuge — für das ganze Gebiet der

Reichsverſicherung und auch für die aus dem beſetz⸗

ten feindlichen Ausland herangeholten landwirt⸗

ſchaftlichen Arbeiter zu bejahen ſein . Sie unterlie⸗

gen nur gewiſſen Aufenthaltsbeſchränkungen —

ſind aber ſog . freie Arbeiter . Dort wo die Unfrei⸗

heit eine unbezweifelte iſt , wird die Verſicherungs⸗

pflicht unbedingt alſo zu verneinen ſein . Dort wo

Zweifel entſtehen , muß der Grundſatz entſcheiden ,

daß das öffentliche Intereſſe maßgebend iſt . In⸗

tereſſante Ausführungen über dieſe ganze Frage

bringt Herr Profeſſor Dr . Stier⸗Somle , Köln in

ſatzungsgemäße Leiſtung unter 7 A wöchentlich
bleibt , denn hier hat die Krankenkaſſe der Wöchne⸗

rin mindeſtens 7 / wöchentlich zu zahlen . In

Fällen , wo der Mann nicht Kriegsteilnehmer iſt

( oder er erſt ſpäter wird ) , hat die Wöchnerin auf

Koſten der Kaſſe Anſpruch auf Entbindungsbeitrag ,
das ſatzungsgemäße Wochengeld lalſo nicht 7 K4

wöchentlich als Mindeſtbetrag ) und Stillgeld , evt .

Beihilfe wegen Schwangerſchaftsbeſchwerden . Ob

ledig oder verheiratet ſpielt keine Rolle , wenn nur

§ 195 RVO . zutrifft . Iſt die Wöchnerin nicht Mit⸗

glied einer Krankenkaſſe oder noch nicht lange ge⸗

nug nach § 195 RO . verſichert , der Mann auch
nicht Kriegsteilnehmer , dann beſteht eben gar kein

Anſpruch . Iſt der Mann dagegen am Tage der

Niederkunft Kriegsteilnehmer , ſo iſt zu prüfen , ob

er vor der Kriegsteilnahme entweder unmittelbar

vorher 6 Wochen oder im letzten Jahre vor der

Kriegsteilnahme zuſammen 26 Wochen verſichert

geweſen iſt . Trifft dies zu , ſo kommt ebenfalls

Kriegswochenhilfe in Frage , trotzdem die Wöchnerin
nicht Mitglied der Kaſſe zu ſein braucht . Zu leiſten

hat die letzte Kaſſe des Mannes auf Koſten des

Reichs . Iſt Mann und Frau nicht Mitglied einer

Krankenkaſſe , der Mann aber Kriegsteilnehmer und

die Wöchnerin im Genuſſe der Familienunterſtütz⸗

ung oder ſonſt minderbemittelt , ſo kommt Wochen⸗

hilfe aus dem Lieferungsverbande zu Laſten des

Reichs in Frage . Bei ledigen Wöchnerinnen kommt

in Betracht : Schwängerer Kriegsteilnehmer und

einwandfreie Anerkennung der Vaterſchaft . Daß

Familiunterſtützung für das Kind gewährt ſein
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muß , iſt nicht erſte Bedingung — es genügt geſetz⸗
liche Vorausſetzung für dieſelve . Der Erſatzanſpruch
bei verſicherten ledigen Wöchnerinnen iſt den ehe⸗
lichen Wochenfällen analog zu beurreilen « Daß
für alle drei Verordnungen das Wochengeld für 57

Tage und vas Stillgeld für 85 Tage zu bezahlen iſt ,
iſt nunmehr durch eine reichsverſicherungsamtliche
Entſcheidung , ebenſo die mehrjache Bezahlung des

Stillgeldes bei Mehrlingsgeburten klargeſtellt wor⸗

den . Hofſentlich bleibt der Wunſch der Krantenkaſ⸗
Beibehaltung dieſer Reichswochenhilfe auf

völlige Reichskoſten nicht unerfüllt , denn die Wo⸗

chenhilfe hängt im engſten Zuſammenhang mit der

Bevölterungspolitik .

h, Sonſtiges :
I . 4½prozentige Beitragshöhe

leiſtungen :
Nach § 1 des Geſetzes vom 4. 8. 14 ſind für die

Dauer des Krieges bei ſämtlichen Kaſſen die Bei⸗

ge auf 4 / Prozent des Grundlohns und die

Leiſtungen auf die Regelleiſtungen feſtgeſetzt wor⸗

den . Es bedurfte alſo weder eines Beſchluſſes des

Vorſtandes und Ausſchuſſes noch der Zuſtimmung
der Aufſichtsbehörde . Satzungsbeſtimmungen tra⸗

ten außer Kraft . Der Beſchlußausſchuß des Ver⸗

ſicherungsamts kann auf Antrag des Kaſſenvor⸗

ſtands verfügen , daß niedrigere Beiträge als 4 /

Prozent erhoben und höhere Leiſtungen als die Re⸗

gelleiſtungen gewährt werden dürfen . Vorausſetz⸗

ung iſt aber , daß die Leiſtungsfähigkeit geſichert
bleibt . Ohne daß das Notgeſetz gekommen wäre ,
würden viel Kaſſen , die nunmehr große Zuwen⸗

dungen an die Rücklagen machen konnten , hierzu
nicht in der Lage geweſen ſein . Nach dem Kriege
werden die Kaſſen an einer hohen Rücklage herzlich

froh ſein und deshalb möchte ich davon abraten ,

Antrag auf Erniedrigung der Beiträge zu ſtellen ,
lieber möchte ich empfehlen , allmählich an die Wie⸗

dereinführung der Mehrleiſtungen zu denken . Was

als Regelleiſtung zu betrachten iſt , gehört nicht in

den Rahmen dieſer Ueberſicht .

2. die Hausgewerbliche Krankenverſicherung :
Der § 3 der Verordnung vom 4. 8. 14 macht

herzhaft einen kräftigen Strich durch die Regelung ,

welche dieſe Frage in der Reichsverſicherungsord⸗

nung gefunden hat . Allenthalben wurde dies be⸗

grüßt . Hafteten dieſer Regelung doch ſo viele Män⸗

gel an ! Die zeitweilige Außerkraftſetzung bezieht

ſich auf alle Vorſchriften der RVO . über die haus⸗

gewerbliche Krankenverſicherung . In einer Entſchei⸗

dung des Reichsverſicherungsamts vom 27 . 5. 16

iſt feſtgeſtellt , daß der Geſetzgeber die Hausgewerbe⸗

treibenden für die Dauer des Krieges ganz außer⸗

halb des Rahmens des zweiten Buches der RVO .

geſtellt und die ſie betreffenden Vorſchriften — na⸗

mentlich §S 165 Nr . 6, § 166 und § 466 ff — ausge⸗

ſen auf

und Regel⸗

ſchaltet hat . Die hausgewerbliche Krankenverſiche⸗
rung während des Krieges bleibt lediglich auf die

vorgeſehenen ſtatutariſchen Beſtimmungen be⸗

ſchräntt . Nach Erlaß des Kriegsnotgeſetzes waren
die Hausgewerbetreibenden nicht berechtigt , frei⸗
willig ihre Kaſſenmitgliedſchaft fortzuſetzen . Sie
wurden kaſſenlos , wenn nicht im Benehmen mit dem
Gemeindeverband und Genehmigung des Oberver —

ſicherungsamtes ſtatutariſche Beſtimmungen erlaſſen
wurden . Anders verhält es ſich mit den ſog . haus⸗

gewerblich Beſchäftigten . Dieſe ſind nach der Ent⸗

ſcheidung des Reichsverſicherungsamts v. 4. 12. 15

II K 992/15 ( Amtl . Nachr . 1916 S . 373 ) nach wie

vor verſicherungspflichtig , nur Form ( Umfang ) und

Inhalt ihrer Verſicherung hat ſich geändert . Die in

Werkſtätten beſchäftigten Arbeiter — auch wenn

ihr Arbeitgeber ein Hausgewerbetreibender iſt —

ſind alſo jetzt auf Grund von § 165 Abſ . 1 Nr . 1
RVO . als gewerbliche Arbeiter verſicherungspflich⸗
tig .

3. Beſchlußfähigkeit der Kaſſenorgane .

Die Einberufung von Vorſtands⸗ und Aus⸗

ſchußmitgliedern zum Kriegsdienſt warf die Frage
auf : wie ſteht es denn mit der Zuziehung der Erſatz⸗
männer in dieſem Falle ? Das Reichsverſicherungs⸗

amt hat unterm 19 . 9. 1914 entſchieden , daß ſowohl

beim Ausſcheiden als auch bei bloßer Verhinde⸗

rung eines Mitgliedes eine Pflicht beſteht , die Er⸗

ſatzmänner beizuziehen . Dieſe Entſcheidung iſt für

den Kriegsfall rückhaltlos anzuwenden , d. h. die

Erſatzmänner gelten nur als Stellvertreter für die

an der Amtsausübung Verhinderten und müſſen

weichen , ſobald der Einberufene zurückkehrt , vor⸗

ausgeſetzt , daß ſie nicht die Eigenſchaft als Arbeit⸗

geber bezw . Verſicherter und damit die Wählbar⸗
keit verloren haben . Wichtig iſt ſodann in dieſem

Zuſammenhang die Entſcheidung des Reichsver⸗

ſicherungsamts vom 25 . 7. 14 ( Amtl . Nachr . 1914

S . 597 ) , welche beſagt , daß Mitglieder des Aus⸗

ſchuſſes ſchon dann aus dem Ausſchuß auszuſchei⸗
den haben , wenn ſie als Erſatzmänner des Vor⸗

ſtands gewählt ( alſo noch nicht einmal tätig gewe⸗

fen ) ſind . Steht nach dieſen Grundſätzen keine ge⸗

nügende Anzahl von Mitgliedern und Erſatzmän⸗
nern zur Verfügung , um überhaupt gültige Be⸗

ſchlüſſe faſſen zu können , ſo müſſen Erſatzwahlen
vorgenommen werden , da das Verſicherungsamt in

dieſen Fällen keineswegs das Recht hat , nach § 397

Abſ . 2 RO . die Geſchäfte des Vorſtands oder

Ausſchuſſes wahrzunehmen . Das bayr . Miniſte⸗
rium des Innern hat unterm 14 . 3. 16 auf dieſem
Gebiet einen bemerkenswerten Erlaß an die Ober⸗

verſicherungsämter herausgegeben . Derſelbe iſt auf
S . 76 von 1916 der Zeitſchrift „ Die Krankenver⸗

ſicherung “ abgedruckt . Auch in Nr . 8 derſelben



Zeitſchrift von 1916 kommen vorzügliche Erläute

rungen hierüber .

) Erſatzkaſſenmitglieder :

Die meiſten Erſatzkaſſen haben eine Beſtim

mung in der Satzung , daß die Mitgliedſchaft er⸗

liſcht , ſobald das Mitglied zum Heere eintritt .

Hiernach räumten die Erſatzkaſſen ihren Mitglie

dern das Recht auf freiwillige Weiterverſicherung

nicht ein . In einer Entſcheidung vom 15 . 9. 15

Nachrichten Ziffer 2096 ) hat das Reichs

verſicherungsamt zum Ausdruck gebracht , daß ein

nach der RVO . verſicherungspflichtiges Erſatzkaſ

ſenmitglied im Falle — Einberufung die freiwillige

Mitgliedſchaft nach § 313 RVO . bei der zuſtändigen

Ortstranlenteſſe erwerben kann . Als eine wahre

Wol nach dieſem bisherigen Rechtszu —

ſtand die Bundesrats sverordnung vom 5. 7. 16 von

( Amtl .

Atat iſt daher

den Ortskrankenkafſen empfunden worden . Dieſe

Verordnung beſtimmt , daß die zum Heere einbe⸗

rufenen Erſatzkaſſenmitglieder trotz evt . gegenteili

ger Satzungsbeſtimmung der das Recht

haben , ſich gemäß 8 313 R fortzuverſicherng

Es iſt zudem Rückwirkung in WIedl lichem Umfang

vorgeſehen . Es kommt alſo nicht mehr die zuſtän⸗

dige Ortskrankenkaſſe in Frage .

5. Den beſonderen Verhältniſſen des Krieges

tragen ſodann auch die Erlaſſe der zuſtändigen

Stellen Rechnung , wornach ſich die an die Verſiche⸗

rungsämter einzureichenden Nachweiſungen auf

den Rechnungsabſchhuß , die Vermögens⸗ und die

M itgliedernachweiſung
beſchränken ſollen , der Zeit⸗

r Einreichung vom 1. März auf den 1. Ap⸗

rlegt wurde , die Amtsdauer der Arbeitgeber

Verſicherten bei den Verſicherungsbehörden
und die Friſt zur Feſt⸗

Ende 1917 verlängert

ril ve

und der

und Verſicherungstr

ſetzung der Ortslöhne bis

wurde .

6) Der Krieg hat auch tief in die Lohn⸗ und

igern

Gehaltsverhältniſſe eingegriffen . Nach allgemeiner

Anſicht ſind diejenigen Angeſtellten , deren Jah

resarbeitsverdienſt nunmehr 2500 nicht mehr

erreicht , wieder verſicherungspflichtig . Ebenſo iſt

die Frage , ob Teuerungszulagen u. dergl . zum ſog .

verſicherungspflichtigen Entgelt gehören , zu beja⸗

hen . Viele Betriebe , insbeſondere ſolche der Textil

induſtrie arbeiten nur an beſtimmten Wochentagen .

mit Vegelmäßigkeit ſtattfindet , dann

ſind nur dieſe Tage Arbeitstage im Sinne des Ge

und kommt in Arbeits zunfähigkeitsfällen nur

für dieſe Tage Krankengeld in Betracht . Arzt und

Arznei muß ſelbſtverſtändlich für alle Tage gegeben

rden . Die Klaſſeneinteilung blleibt die gleiche ,

denn maßgebend iſt der Geſamtlohn geteilt durch

die wirklichen Arbeitstage .

Damit wären die krankenverſicherungsvechtli⸗

Wonn dies

Kriegsfragen annähernd

die Zeit nicht mehr lange auf ſich warten

um zum Wohle aller Beteiligten insbe

aber unſerer ſiegreichen Kriegshelden

auftretenden Friedensfragen erörtern zu

chen erſchöpft behandelt .

Möge

laſſen ,

ſondere

die dann

können .

Haben die Krankentaſſen das Recht , bei den Arbeit⸗

gebern eine Prüfung an Ort und Stelle vorzuneh⸗

men , ob dieſelben ihrer Meldepflicht voll und rich⸗

tig genügt haben ?

( Von Verwalter Müller in Wolfach i.

Den Anlaß zu dieſen Zeilen gibt eine Abhand

lung des Herrn Geſchäfts zführers Bruns ( Monta

baur ) in Nr . 530 von 1916 der Zeitſchrift

„ Die Ortskrankenkaſſe “ . Herr bezeichnet es

als einen großen Mangel , daß nicht in der Reichs

verſicherungsordnung eine Beſtimmung enthalten iſt ,

die Krankenkaſſen das Recht hät

ten — wie die Landesverſicherungsanſtalten
und die

von Zeit zu Zeit eine

den Arbeitgebern vorneh

r Mel

B

15 S .

Bruns

auf Grund deren

Berufsgenoſſenſchaften
Nachprüfung darüber bei

men zu laſſen , ob dieſelben auch wirklich ihre

depflicht ( insbeſondere hinſichtlich des Eintrittsta

ges und der Lohnhöhe ) getreulich nachzukommen

pflegen . Er bedauert es ſodann ſehr , daß d die Lan

desverſicherungsanſtalten das Recht haben , die

Lohnbücher an Ort und Stelle durch ihre Kont n
beamte einſehen zu laſſen und betrachtet es als eine

überaus ſtiefmütterliche Behandlung , daß nicht

auch den Krankenkaſſen ebenfalls dieſer Weg ge —

öffnet wurde , nachdem doch zweifellos feſtſtehe „ daß

hier eine diesbezügliche Kontrolle ebenſo notwendig

wäre . Er geht ſogar ſo weit zu behaupten , daß

nicht einmal das Verſicherungsamt das 1805 hätte ,

ſich die Lohnliſten uſw . vorlegen zu laſſen . Am

Schluß ſeiner Ausführungen ſagt er dann : „Viel⸗
leicht geben meine hier aufgeworfenen Gedanken

zur verſuchsweiſen Vor⸗

Sie iſt zwar in der Reichs⸗
einer Kaſſe Anregung

nahme einer Kontrolle .

verſicherungsordnung nirgends errlaubt , aber , ſoviel

ich mich entWe
auch nirgends verboten .“ Damit

beautwortet ei alſo meine oben geſtellte Frage mit

„ia “ . Daß die Sache in der Praxis wirklich nicht

ſo ſchlimm ausſieht , wie Herr Bruns meint , geht

daß in Baden ſeit Anfang tatſäch⸗

lich den Krankenkaſſen von Seiten der Verſiche⸗

rungsämter das Recht eingeräumt iſt , Lohnnach⸗

prüfungen an Ort und Stelle bei den Arbeitgebern

auf Grund von § 115 RVO vorzunehmen . Wenn

eine Kaſſe Grund zu haben glaubt , zu vermuten ,

daß bei dieſem oder jenem Arbeitgeber in dieſer

Hinſicht es nicht ſtimmt , ſo ſtellt ſie bei dem Ver⸗

ſicherungsamt den Antrag auf Grund von § 115

RVO . der Kaſſe genehmigen zu wollen , daß ſie

durch einen Beamten das Recht hat , eine Lohn⸗

daraus hervor ,
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nachprüſung uſw . an der Hand der Lohnliſten

uſw . bei dieſem oder jenem Arbeitgeber vornehmen

zu laſſen . So viel mir bebhannt geworden , iſt

Antrag ſeitens der Verſiche

gegeben worden . M. E.

ie Anordnung geſchieht in

Verſicherungsamt Arbeit

geber die Auflage macht , zu geſtatten , daß ein Be⸗

amter d
8

Frageder Krankenkaſſe Einſicht in die in

kommend und Aufſchriebe nehmen kann

einem diesbezüglichen

ugsämter jeweils ſta tt

Dwohl auch mit Recht

der Weiſe , daß das dem

)hen Bücher

und ſetzt von dieſer Verfügung dann die Kranken⸗

kaſſe in Kenntnis . Darauf hin begibt ſich ein Kaſ —

ſenbeamter zum betr . Arbeitgeber . Auf irgend

welche Widerſtände ſeitens der Arbeitgeber iſt m.

W. man dabei nicht geſtoßen . Immerhin möchte

auch ich mit Herrn Bruns die berechtigte Forde

rung ſtellen : In die Reichsverſicherungsordnung

gehört ausdrücklich eine Beſtimmung hinein , auf

( ohne be⸗

echtigt

Grund deren die Krankenkaſſen jederzeit

deren Antrag beim Verſicherungsamt ) ber

eine Nachprüfung bei den Arbeitgebern in

em Sinne vorzunehmen . Daß dieſe Forderung

wirklich berechtigt iſt , davon kann jeder Kaſſenprak⸗

dchen ſingen . Die Koſten , die den

Krankenkaſſen durch eine ſolche Nachprüfung ent

ſtehen , ſehr goring lohnen ſich ganz ge —

tig ganz abgeſehen davon , daß allein ſchon

die Tatſache der ausdrücklich in der RVO . gegebe

en Nachprüfungsmöglichkeit den Zweck nicht ver

fehlen Möge dieſe Forderung recht bald in

Frfüllung gehen !

tiker ein Li

undſind

1.275wird .

Behandlung von Zahnkrankheiten .

Ein Kaſſenmitglied hatte ſich ohne

Zahnarzt behandeln laſſen und for⸗

Erſatz für ſeine Aufwendungen von der

weil die Behandlung notwendig und zur Be⸗

ſeitigung der Schmerzen erforderlich geweſen ſei . Die

Kaſſe hat Erſtattung abgelehnt , Not⸗

Behandlung durch einen Arzt nicht

von einem Kaſſenarzt beſcheinigt geweſen ſei . Das

Reichsverſicherungsamt , 2. Reviſionsſenat , hat ſich

auf den Standpunkt der Kaſſe geſtellt .

Gründe : Nach § 122 RVO . werde die ärzt⸗

Sinne der RVO . durch appro —

auch durch ap⸗

weiteres

h einen

weil die

wendigkeit der

liche Behandlung im

Aerzte , bei Zahnkrankheiten

probierte Zahnärzte geleiſtet . Dieſe Faſſung mache

8 55 2 2 f Begründ A FKNO 8
erſichtlich ,

wie
auch die Begründung zur RVBODV. O. :

69 ausdrückli 95 4 rkt , daß Zahnkrankheiten ſowohl

durch approbierte Aer als durch approbierte
Ryfon DIsGſfoiche

Zahnärzte behandelt werden dürfen . Das Gleiche

te auch für das Recht des Kr . V. S . gegolten . Die

Kaſſe die Wahl , ob ſie bei Zahnkrankheiten die
Aerzte

gewähren will . Sie genüge

wenn ſie die Behandlung

Behandlung approbierte

Zahnärzte
ihrer geſetzlichen Pflicht ,

ürztliche

oder durch

von Zahnkrankheiten approbierte

Aerzte bewirken laſſe . In dieſem Falle hätten die

Zahnärzte die Bedeutung von Fachärzten . Abge

ſehen von dringenden Fällen müßten dann di

Kaſſenmitglieder bei Zahnkrankheiten zunächſt ei

nen Kaſſenarzt aufſuchen . An dem Grundſatz müſſe

feſtgehalten werden , daß abgeſehen von dringenden

Fällen die Zuziehung eines anderen Arztes als des

Kaſſenarztes für Rechnung der Kaſſe nur dann ge

rechtfertigt erſcheint , wenn es der zunächſt in An

ſpruch genommene Kaſſenarzt für notwendig erach

tet oder wenn er die Behandlung nicht übernehmen

oder fortſetzen will oder wenn ſeine

über die erforderliche ärztliche Behandlung mit

Grund angezweifelt wird . Der Kaſſenarzt ſei

grundſätzlich befugt , das Zahnleiden ſelbſt zu be

handeln . Inſoweit fachärztliche Behandlung unbe⸗

dingt erforderlich iſt , habe der Kaſſenarzt die Kaſſe

zu benachrichtigen , die die Ueberweiſung verfüge .

Bei vielen Kaſſen könne unter beſonderen Umſtän⸗

den der Kaſſenarzt die Ueberweiſung an einen von

der Kaſſe zugelaſſenen Zahnarzt oder Zahntechni —

ker ſelbſt anordnen . Meiſt ſei dann in jedem Ein

zelfall die Art und der Umfang der Zahn⸗ uſw .

Behandlung in der ſchriftlichen Ueberweiſung zu

1

faxð 14 4
lediglich durch

Befähigung

bezeichnen . Bei ſolcher Sachlage ſei die ärztlich

Verſorgung ausreichend ſichergeſtellt und die Kaſ

Recht , unmittelba

Anſpruch
ſenmitglieder hätten nicht das

einen Zahnarzt auf Koſten der Kaſſe in

zu nehmen .

Tagung der Verwalter der Ortskrankenkaſſen .

Die laut Zeitſchrift für Verwaltungs⸗

Rechnungsweſen , Jahrg . 1916 S . 84 auf Montag

den 17 . Juli 1916 in den Sitzungsſaal der allg .

Ortskrankenkaſſe Freiburg - Land anberaumte

Sommertagung der Vereinigung der Verwalter ba⸗

diſcher Krankenkaſſen Bezirk Freiburg⸗Konſtanz

( Sitz Wolfach ) war von 35 Teilnehmern beſucht

Nicht vertreten waren nur etwa 4 Kaſſen . Dage

gen waren 5 Vorſitzende von Kaſſen anweſend

Dies zeigt , welch großes Intereſſe die Kaſſen an

der Fortbildung ihrer Kaſſenbeamten haben , denn

der Hauptzweck dieſer Vereinigung iſt : gegenſe itige

Ausſprache und Fortbildung der geſchäfts zſleitenden

Beamten der Krankenkaſſen . Den Vorſitz führte

Verwalter Mül ler - Wolfach , während deſſen Vor

ſcäge Verwalter Kech⸗Vonndorf i. Schw . Die Vor

träge wurden mit großem Intereſſe angehört und

und

daß die auf Seite 84 dieſer Zeitſchrift abgedruckte

Tagesordnung überall Beifall gefunden hat , bewies

die nach jedem Vortrage erfolgte lebhafte Aus⸗

ſprache . Auch dieſe Zuſammenkunft ben vies wieder ,

wie notwendig es war , daß ſeitens der Verbands

leitung eine Muſterſammlung über prakt . Kaſſen⸗



vordrucke auf der Grundlage der Bundesratsver⸗

ordnung vom 9. 10 . 13 herausgegeben wurde . Als

beſonders erfreulich wurde allgemein feſtgeſtellt , daß

dadurch die angeſtrebte Einheitlichkeit in der Ge⸗
ſchäftsführung ein gutes Stück weiter gekommen ſei.
Als Ort der nächſten Tagung wurde Kon ſtanz

beſtimmt ; falls aber in dieſem Jahre gegen Winter

nochmals eine Tagung erforderlich ſein ſollte:

Wolfach .
Bei dieſem Anlaß möchten wir nicht verſäu⸗

men , davon Kenntnis zu geben , daß nach einem

Beſcheid der Reichsbehörde vom 3. März 1916 die

Verwendung von Kaſſenmitteln für den Beſuch

derartiger Verſammlungen , welche zur Fortbildung
der Kaſſenbeamten dienen , eine Genehmigung der

Aufſichtsbehörde nicht erforderlich iſt . Die hierfür

aufzuwendenden Ausgaben gehören zu den Ver⸗

waltungskoſten und können von den Kaſſen — mit

Ausnahme der Betriebskrankenkaſſen — ſoweit ſie

ſich in vernünftigen Grenzen bewegen , getragen

werden , zumal jede Kaſſe an der Weiterbildung

ihrer Beamten ein ganz beſonderes Intereſſe hat .

W. M.

6 . Sonſtiges .
Durlach . An Stelle des zahlreich zum Krieg

einberufenen Büroperſonals ſind nunmehr auch

hier Damen zur Aushilfe eingeſtellt worden . Bis⸗

94 ο5her ſind amen beſchäftigt , die ſich auf die ein

zelnen Stellen , einſchließlich des Kommunalverban —

des verteilen . Nach einem Gemeinderatsbeſchluß

wird eine Gehaltsordnung für das weibliche Per⸗

ſonal aufgeſtellt mit zwei Klaſſen , die eine für ſol⸗

che , die eine ſelbſtändige Tätigkeit entfalten , in die

zweite kommt das übrige Perſonal . — Unſere Stadt

zählte am Schluſſe des Monats Juli 15 412 Ein⸗

wohner .

Landesberatungsſtelle für Kriegerehrung .

Wie in Preußen , Bayern , Sachſen , Württem⸗

berg und Heſſen iſt nunmehr auch von dem Großh .

Miniſterium des Kultus und Unterrichts im Beneh⸗

men mit dem Großh . Miniſterium des Innern für

das Großherzogtum Baden eine Landesberatungs⸗

ſtelle für Kriegerehrung ins Leben gerufen worden .

Aufgabe dieſer Beratungsſtelle wird es ſein , für

eine würdige Ausgeſtaltung der Denkmäler , Ge⸗

denkzeichen und Grabmäler zu Ehren unſerer Hel⸗

den allgemeine Richtlinien aufzuſtellen und im Ein⸗

zelfalle die künſtleriſche Beratung der beteiligten

Kreiſe zu übernehmen . Mitglieder der Beratungs⸗

ſtelle ſind u. a . der Vertreter des Miniſteriums des

Kultus und Unterrichts , Geh . Oberregierungsrat

Schwörer ( Vorſitzender ) .
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Die Unterſtützung von Familien der in den Dienſt

eingetretenen Mannſchaften betr .

Das Bezirksamt K. erſtattete in obigem Be⸗

treff an Gr . Miniſterium des Innern nachſtehenden

Bericht :

„ Der Bezirksrat K. hat in Vollzug des Erlaſſes

obigen Betreffs vom 30 . Juli 1915 Nr . 33 190

( Abſatz 3) beſchloſſen , von der Rückerhebung aus⸗

bezahlter Mehrbeträge durch die Hinterbliebenen
Umgang zu nehmen .

Da in dem neueren Erlaß vom 28 . Februar

1916 Nr . 7065 ( etzter Abſatz ) die Anordnung ge⸗

troffen worden iſt , auch den auf den Mehrbetrag

entfallenden Teil des Zuvielbezugs rückzuerheben

und an die Kaſſe des Lieferungsverbandes abzu⸗

führen , entſteht die Frage , ob durch dieſe Anord⸗

nung die oben erwähnte Entſchließung des Be⸗

zirksrats hinfällig geworden iſt , oder ob es nach wie

vor zuläſſig erſcheint , vom Rückerſatz der Mehrbe⸗

täge auch lünftighin abzuſehen . Unſeres Erachtens

ſtellt die erwähnte Verzichtleiſtung des Lieferungs

verbandes eine Wohltat den ſchwer betroffenen

Kriegerfamilien gegenüber dar , bei welcher Reichs

oder Staatsintereſſen nicht in Frage kommen düef⸗

ten . In Oeſterreich⸗Ungarn z. B. , wo die Unter⸗

haltsbeiträge für Kriegerfamilien voll vom Reich

getragen werden , findet eine Rückzahlung unge⸗

bührlich bezogener Unterhaltungsbeiträge nicht ſtatt .

Solche Mehrzahlungen an Familienunterſtütz⸗

ungen finden ab und zu auch aus anderen Urſa⸗

chen ſtatt , ſo beiſpielsweiſe bei vollſtändigen Ent⸗

laſſungen , oder bei Abkommandierungen zu indu

ſtriellen Betrieben ꝛc. , von denen das Bezirksamt

oder die Gemeindebehörde verſpätet Kenntnis er⸗

halten . In ſolchen Fällen wird der Verſuch zu ma⸗

chen ſein , Rückerſatz zu erlangen . Erweiſen ſich

aber in der Folge die Zuvielzahlungen als unbei⸗

bringlich , dann werden Reich und Lieferungsver⸗
band die auf ſie entfallenden Beträge auf ſich zu

behalten haben . Es wird alſo nicht angängig er⸗

ſcheinen , das unbeibringliche auf das Reich entfal⸗

lende Betreffnis in der Liquidation am Reichsbei⸗

trag abzuſchreiben und den vollen Betrag auf den

Lieferungsverband zum Zweck der Umlegung zu

übertragen . “

Hierauf erging mit Erlaß vom 15 . 7. 16 Nr .

30 819 nachſtehende Entſchließung :

1. Unſer Erlaß vom 28 . Februar 1916 Nr .

7065 ſteht nicht im Wege , wenn der Lieferungsver⸗

band auf Erſtattung des über den Zeitraum von 3

Monaten hinaus bezahlten Mehrbetrags an Fami⸗

lienunterſtützung verzichten will .

Der anfragenden Bezirkskaſſe iſt in dieſem Fall

nur der auf den Mindeſtbetrag entfallende Teil der

zuviel bezahlten Unterſtützung anzugeben.



2. Sind Forderungen auf Erſatz zur Ungebühr

bezogener Familienunterſtützung unbeibringlich , ſo

hat das Reich den auf den Mindeſtbetrag , der Lie⸗

ferungsverband den auf den Mehrbetrag entfallen⸗
den Teil der zuviel bezahlten Unterſtützung auf ſich

zu behalten .

Die Unterſtützung von Familien in den Dienſt ein⸗

getretener Mannſchaften betr .

Nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 30 .

September 1915 ( Reichsgeſetzblatt Seite 629 ) ſind
die Familienunterſtützungen grundſätzlich noch drei

Monate über den Zeitpunkt hinaus zu gewähren ,
von dem an den Hinterbliebenen die auf Grund des

Militärhinterbliebenengeſetzes vom 17 . Mai 1907

( Reichs - Geſetzblatt Seite 214 ) zu zahlenden Hinter⸗

bliefenenbezüge ( vergl . unſeren Erlaß vom 16 . Ok⸗

tober 1915 Nr . 44 926 ) .
Es iſt nun in Zweifel gezogen worden , ob in

den Fällen , in denen den Hinterbliebenen vermiß⸗
ter Mannſchaften gemäß § 34 Militärhinterbliebe⸗

nengeſetz ſchon vor deren Todeserklärung das ge⸗

ſetzliche Witwen - und Waiſengeld oder die Kriegs⸗

verſorgung bezw . Vorſchüſſe in deren Höhe gewährt

werden , ebenfalls die Zahlung der Familienunter⸗

ſtützungen einzuſtellen iſt .
Dies iſt nach der Auffaſſung des Reichsamts

des Innern zu bejahen . Werden den Angehörigen

Verſchollener ſchon vor deren Todeserklärungen

Hinterbliebenenbezüge bewilligt , ſo ſind ihnen alſo

die Familienunterſtützungen in vollem Umfang ein⸗

ſchließlich der etwa über die Mindeſtſätze hinaus ge⸗

zahlten Beträge für den Zeitraum von drei Mona⸗

ten vom Tage des Bezugs der Hinterbliebenenge⸗

bührniſſe zu belaſſen , die über drei Monate hinaus

etwa gewährten Familienunterſtützungen aber in

vollem Umfar g von den Hinterbliebenenbezügen

einzubehalten .

( Erlaß Gr . Miniſterium des Innern vom 3.

7. 16 Nr . 28 627 ) .

Die Unterſtützung von Familien der in den Dienſt

eingetretenen Mannſchaften betr .

Der Reichstag hat in ſeiner letzten Tagung fol⸗

gende Entſchließung angenommen :

„ Ten Horrn Reichskanzler zu erſuchen , zu ver⸗

anlaſſen , daß , wenn die den Familien der Kriegs⸗
teilnehmer gewährte Unterſtützung durch den Tod

der Mutter eine Verringerung erleidet , der auf die

Mutter entfallende Unterſtützungsbetrag an die

Perſon ausgezahlt werde , welche mit dem Unterhalt
und der Erziehung der hinterbliebenen Kinder ve⸗

auftragt iſt . “
Eine dementſprechende Uebertragung einer nach

den geſetzlichen Beſtimmungen fortfallenden Fami⸗

lienunterſtützung würde in dem Geſetze keine

Grundlage finden . Es würde außerdem gegen eine

ſolche Beſtimmung das Bedenken geltend zu machen
ſein , daß Familien , in denen die Mutter ſchon vor

dem Kriege verſtorben iſt , geringere Unterſtützung
erhielten , als Familien , in denen der Tod der

Mutter während des Krieges eingetreten iſt .

Der Entſchließung des Reichstages kann daher

in der vorgeſchlagenen Art keine Folge gegeben
werden .

Es läßt ſich aber nicht verkennen , daß durch
den Tod der Mutter die Familien von Kriegsteil⸗
nehmern tatſächlich in eine ſchlimme Lage kommen .

Einmal erfahren ihre Einnahmen durch Fortfall

der Unterſtützung für die Mutter eine nicht unwe —

ſentliche Verringerung , ſodann entſtehen den Fa⸗
milien auch noch — wenigſtens in vielen Fällen —

beſondere Koſten durch Annahme einer Hilfskraft

zum Erſatz der Mutter .

Es erſcheint daher , da nach den obigen Aus⸗

führungen eine Weitergewährung der der Mutter

gezahlten Familienunterſtützung nicht in Frage
kommt , notwendig , daß die Kriegswohlfahrtspflege
helfend eintritt , und den Ausfall an Unterſtützung

durch Gewährung von Zuſchlägen zu den für die

Kinder weiterzuzahlenden Mindeſtbeträgen oder

durch die Erhöhung etwa ſchon gezahlter Zuſchläge
ausgeglichen wird . Die Lieferungsverbände oder

die Gemeinden werden je nach Lage des einzelnen
Falles über die Höhe des zu gewährenden Zuſchla⸗

ges Entſcheidung zu treffen haben . Es wird ihnen
aufzugeben ſein , auch in ſolchen Fällen nicht eng⸗

herzig zu verfahren . Bedenken dürften hiergegen

auch ſchon deshalb nicht geltend zu machen ſein ,
weil die gewährten Zuſchläge zum Teile aus

Staats⸗ und Reichsmitteln zurückerſtattet werden .

( Erlaß des Reichsamts des Innern vom 13 .

Juli 1916 Nr . 9901 ) .

Die Unterſtützung der Familien von in den öſter⸗

reichiſch⸗ungariſchen Heeresdienſt einberufenen

Mannſchaften betr .

Die im Inland befindlichen unehelichen Kin⸗

der deutſcher Mütter und öſterreichiſch ungariſcher

Kriegsteilnehmer ſind in gleicher Weiſe nach dem

Geſetz betr . die Unterſtützung von Familien in den

Dienſt getretener Mannſchaften vom 28 . Februar

1888 / 4. Auguſt 1914 zu unterſtützen , wie die un⸗

ehelichen Kinder deutſcher Kriegsteilnehmer . Die

Erſtattung der hiernach geleiſteten Mindeſtbeträge

erfolgt nach Maßgabe des § 12 des Geſetzes .

( Erlaß Gr . Miniſteriums des Innern vom 14 .

Juli 1916 Nr . 29 090 ) .



Das bisherige Ergebnis des Krieges .

Zum Abſchluß des zweiten Kriegsjahres ſollen

einige Zahlenangaben über das bisherige Ergebnis

des Krieges gemacht werden .

1. Die Mittelmächte k

europäiſchem Boden von feindlichen

etzt :Bl:

) haben bis jetzt auf

Gebieten be⸗

Belgien rund 29000 Quadratkilometer ,

Frankreich rund 21 000 Quadratkilometer ,

d 280 000 Quadratkilometer ,

87 000 Quadratkilometer ,

14000 Quadratkilometer ,

Rußland rur

rund

rund

Serbien

Montenegro

im ganzen rund 151600 Quadratkilometer .
Der Feind hat beſetzt :

rund ) 00 Quadratkm .
Elſaß

10

rund 21000 Quadratkm .Galizien und Bukowina

zuſammen im ganzen rund 52 060 QSuadratkm.
Am Ende des erſten Kriegsjahres war das

Zahlenverhältnis geweſen : 180 000 zu 11000 Qua⸗

dratkilometer .

2. Die Geſamtzahl der Kriegsgefange⸗

ren betrug gegen Ende des zweiten Kriegsjahres :

in Deutſchland 1 663 794

in Oeſterreich⸗ - Ungarn 942 489

in Bulgarien rund 38 000

in der Türkei rund 14 000

im Ganzen 2658 288

Vor einem Jahre hatte die Geſamtzahl der

Kriegsgefangenen in Deutſchland und Oeſterreich —

Ungarn betragen 1 695 400 .

Von ruſſiſchen Kriegsgefangenen befinden ſich

in Deutſchland 9019 Offiziere , 1 202 870 Mann ,

in Oeſterreich - Ungarn 4242 Offiziere , 777 324

Mann , in Bulgarien und der Türkei 33 Offiziere ,

1435 Mann ; im Ganzen 13298 Offiziere ,

1981631 Mann .

In deutſche Kriegsgefangenſchaft ſind

geraten :

bisher

Franzoſen 5 947 Offiziere 384731 Mann

Ruſſen 9019 Offiziere 1 202 872 Mann

Belgier 656 Offiziere 41 752 Mann

Engländer 947 Offiziere 29 956 Mann

Serben — Offiziere 23 914 Mann

Im ganzen 16 569 Offiziere 1647 255 Mann

3. In Deutſchland iſt folgende Kriegsbeute

bisher feſtgeſtellt worden :

11036 Geſchütze mit 4748 038 Geſchoſſen
9096 Munitions⸗ und andere Fahrzeuge

1556 132 Gewehre und Karabiner

1460 Piſtolen und Revolver

3450 Maſchinengewehre .
Hierbei muß bemerkt werden , daß nur die

nach Deutſchland zurückgeführte Beute angegeben

iſt , während eine nicht annähernd zu beſtimmende

Anzahl von Geſchützen , Maſchinengewehren und

124 —

Gewehren mit Munition im Felde

brauch genommen worden iſt .

Von den in den Lazaretten des

deutſchen Heimatsgebietes behandelten Angehörigen

des deutſchen Feldheeres wurden nach der letzten

vorliegenden Statiſtik 90,2 v. H. wieder dienſtfä

hig , 1,4 v. H. ſtarben , 8,4 v. H. blieben dienſtun

brauchbar oder wurde beurlaubt . Infolge der

hygieniſchen Maßnahmen , beſonders der ſtreng

durchgeführten Schutzimpfungen iſt die Zahl de

Erkrankungen und Seuchen immer verſchwindend

gering geblieben . Stets hat es ſich nur um ein

zelne Erkrankungen gehandelt und niemals ſind

die militäriſchen Maßnahmen durch Seuchen ge

ſogleich in Ge

geſamten

tört worden .

Einlöſung von Zinsſcheinen betreffend .
und Steuerdirektion hat die

iDie

Die Großh . Zoll

Steuereinehmereien angewieſen , die ihnen an Zah⸗

lungsſtatt oder zur Einlöſung angebotenen Z

ſcheine badiſcher Staatsanleihen oder der Reichs⸗

anleihen jedesmal ſorgfältig daraufhin zu prüfen , ob

ſie nicht mit dem Vermerk „ aus dem Ausland “

verſehen ſind . Tragen die Zinsſcheine dieſen Ver⸗

merk , ſo dürfen ſie nicht an Zahlungsſtatt angenom⸗

men oder eingelöſt werden . Der Vorleger iſt in die

ſem Falle wegen der Einlöſung an die Bezirkskaſſe

zu verweiſen
Die Stiftungsrechner ſind unter Eröffnung die

ſer Verfügung anzuweiſen , ihnen etwa angebotene

derartige Zinsſcheine zurückzuweiſen und den Vor⸗

legern zu überlaſſen , ſie dem nächſtgelegenen Haupt

ſteueramt oder Finanzamt vorzulegen .

( Erlaß Großh . Verwaltungshofs vom 18 . Mai

1916 Nr . 6365 ) .

Beſteuerung der Kriegsanleihen .

Es iſt verſchiedentlich als ein Mißſtand bezeich⸗

net worden , daß die Kapitaliſten , die deutſche

Kriegsanleihen unter Inanſpruchnahme von Bank⸗

krediten uſw . gezeichnet haben , nach der badiſchen

Steuergeſetzgebung den gezeichneten Anleihebetrag

verſteuern müßten , ohne — insbeſondere bei der

Gemeindeumlage — die um dieſer Zeichnung wil⸗

len aufgenommenen Schulden abziehen zu dürfen .

Dieſe ſteuerliche Behandlung ſei geeignet , viele

Zeichner von Kriegsanleihen zu verärgern und ſie

von weiteren Zeichnungen abzuhalten ; Abhilfe ſei

deshalb geboten . Dieſer Anregung iſt durch das

proviſoriſche Geſetz vom 14 . Auguſt ds . Is . entſpro⸗

chen worden . Darnach kann ein Steuerpflichtiger ,

der nachweislich zur Zeichnung von Kriegsanleihen

des Deutſchen Reiches oder eines mit dem Deut⸗

ſchen Reiche verbündeten Staates Schulden aufge⸗

nommen hat , die bei ſeiner Steuerveranlagung nach
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§ 7 Abſ . 1 des Vermögensſteuergeſetzes nicht im

vollen Betrag und hinſichtlich der Gemeindebeſteue⸗

rung überhaupt nicht abgezogen werden können ,

beantragen , daß diejenigen Steuer⸗ und Umlage⸗

beträge nicht erhoben oder erſtattet werden , die er

weniger zu entrichten hätte , wenn die erwähnten

ilden im vollen Betrage berückſichtigt werden

nten . Das gleiche gilt auch für die kirchlichen

gaben . Der Antrag nebſt dem geforderten Nach —

weis iſt bei bei dem zuſtändigen Steuerkommiſſär

einzureichen . Dieſe Vergünſtigung bezieht ſich auch

auf die im laufenden Jahre angeforderten Abga⸗

Geſetz bleibt auf die Dauer von 3 Jah⸗

ren , d. i. bis Ende 1918 , in Wirkſamkeit .

7 . Bad . Landgemeindenverband .

Unſere diesjährige Mitgliederverſammlung
fand der Einladung gemäß am 14. ds . Mts in Of⸗

fenburg ſtatt . Schon am Vorabend waren etwa 40

Teilnehmer eingetroffen und verſammelten ſich im

Nebenzimmer der Reſtauration zum „ Engel “ zur

geſelligen Unterhaltung , wobei verſchiedene An⸗

ſprachen gehalten wurden und man ſich auch über

dienſtliche Angelegenheiten und brennende Tages —

fragen unterhielt ; eine rechte Stimmung kam je⸗

doch dabei nicht auf , was wohl neben der ernſten

zeit auch der Ermüdung durch die zumteil weite

Reiſe der Erſchienenen zuzuſchreiben war .

Am Tag der Verſammlung fanden ſich um 9

Uhr in der von der Stadt fene freundlichſt

zur Verfügung geſtellten rnhalle der Ober - Real⸗

ſchule etwa 120 und einige Gemein⸗

deräte aus allen Landesteilen ein , auch ein Feld —

grauer , Bürgermeiſter Fiſcher aus Meißenheim ,

war zu unſerer großen Freude erſchienen ; auffällig

ar diesmal der verhältnismäßig ſchwache Beſuch

aus den ſüdlich von Offenburg gelegenen Bezirken

des Großherzogtums und doch hatte man gerade

dieſer Bezirke wegen die Verſammlung nach Offen⸗

burg verlegt , welche ſonſt in Eberbach hätte ſtatt —

finden müſſen ; dieſer mangelhafte Beſuch aus dem

oberen Landesteil ſoll nach den gemachten Mittei —

lungen ſeinen Grund hauptſächlich darin haben ,

daß in dieſem Landesteil man gerade jetzt mitten in

lche im Unterland teilsder Ernte ſtehe , während

ganz , teils nahezu geborgen iſt .

Als Vertreter der Stadt Offenburg war Herr

Oberbürgermeiſter Hermann erſchienen , der

der Staatsbehörde , Herr Geh . Regie⸗

Steiner , hatte ſein Ausbleiben ent⸗

er zu einer Konferenz nach Freiburg

geladen war .

Nach Eröffnung der Verhandlungen wurden

als Beiſitzer die Herren Kollegen Arm bruſter

von Wolfach und Löffler von Niederſchopfheim

berufen , worauf der Vorſitzende die Erſchienenen

ſowie den Vertreter der Stadt Offenburg herzlich

begrüßte , der letztere dankte für die Begrüßung , be

grüßte die Verſammlung ſelbſt im Namen der

Stadt Offenburg und die Vertreter der Städteord —

nungsſtädte und der mittleren Städte , die Herrer

Oberbürgermeiſter Habermehl von 34

und Bürgermeiſter Dr . Weiß aus Eberbach .

Zum erſten Punkt der Tagesordnung gab Herr

Sekretär Meiß die Rechnungsergebniſſe der ver —

ſchiedenen Rechnungen für 1914 und 1915 , wie ſi

bereits im Verbandsorgan veröffentlicht ſind , be

kannt und betonte dabei beſonders die erfreuliche

finanzielle Entwicklung der verſchiedenen Kaſſen

worauf der Herr Vorſitzende auch ſeinerſeits auf

dieſelbe hinwies und um eine noch lebhaftere Be

teiligung an unſerer Feuerverſicherung und um

Zuwendung der Haftpflichtverſicherungen an die

Oberrheiniſche Verſicherungsgeſe ellſchaft bat , von

welcher wir auch im letzten Jahr wieder über 1500

Mark Bonifikation erhielten , welche dem Fonds für

unſer Erholungsheim überwieſen wurden . Im üb⸗

rigen wurden aus der Mitte der Verſammlng keine

Wünſche oder Anträge geſtellt .

Zu Punkt 2 der Tagesordnung wurden ſämt

liche Rechnungen der Jahre 1913 , 14 und 15 auf

Grund entſprechender Berichterſtattung ſeitens des

Sekretärs und der Mitglieder der Rechnungsprüf —

ungskommiſſion mit einigen kleinen Auflagen für

unbeanſtandet verbeſchieden .

Zu Punkt 3 der Tagesornung wurden zu Mit⸗

gliedern der Rechnungsprüfungskommiſſion für das

künftige Jahr die Herren Schweiß aus Biberach

Be

1igolsheim und Jung aus Pe⸗Julier aus

terstal 9 92775

Zu Punkt 4der Tagesordnung erſtattete der

Verbandsſekretär einen kurzen Bericht über die

Entwicklung und die Tätigkeit des Verbands ſeit

der letzten Verſammlung im Jahr 1914 ; aus dem

ſelben ſei hier feſtgeſtellt , daß in dieſen le tzten zwei

Jahren 26 Gemeinden und 4 Bürgermeiſter neu

beigetreten ſind , während drei Gen neinden und 8

Bürgermeiſter des Bezirks Freiburg und 7 des

Bezirks Wertheim ausgetreten ſind ; Ausſchußſitzun

gen wurden in dieſen zwei Jahren vier abgehalten ;

über dieſelben iſt zumteil ſchon im Verbandsorgan

Bericht erſtattet worden , weshalb wir hier darüber

hinweggehen können ; bemerkt ſoll nur werden , daß

unſer Verband dem Kriegshilfeverein Baden für

den Kreis Memel auf die Dauer von 5 Jahren mit

einem Jahresbeitrag von 150 &, ferner dem Ver —

ein „ Badiſcher Heimatdank “ mit einem ſolchen von

jährlich 100 / beigetreten iſt , und für eine fahr⸗

bare Kriegsbücherei 2900 „ / geſtiftet hat . Im An⸗

ſchluß hieran ermahnte der Vorſitzende die verſam⸗
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melten Herren dringend den Beitritt ihrer Gemein —

den zum Kriegshilfeverein für den Kreis Memel

und zum Verein „ Badiſcher Heimatdank “ mit ei⸗

nem ihren Verhältniſſen entſprechenden Jahresbei⸗

trag zu betreiben , wobei bemerkt wurde , daß der

Mindeſtbeitrag einer Gemeinde für den erſtge⸗

nannten Verein auf 20 „/ / feſtgeſetzt ſei , und daß

dieſer Beitrag für viele kleinere und ärmere Ge —

meinden ein Hindernis zum Beitritt ſei , weshalb

gebeten wurde , daß ſich die beſſer ſituierten Ge⸗

meinden mit höherenBeiträgen als dieſemMindeſt —

beitrag beteiligen möchten ; weiter wurde auch noch

ein Schreiben des Landesausſchuſſes für Kriegsbe⸗

igtenfürſorae zur Kenntnis der Verſammlung

gebracht und mitgeteilt , daß ſich unſer Verband be⸗

reit erklärt habe , zur Verwirklichung der Zwecke
dieſes Fürſorgevereins nach Kräften beizutragen ,
damit wurde die Bitte verbunden , wo immer an —

gängig in den einzelnen Gemeinden die Unter —

bringung Kriegsbeſchädigter zur praktiſchen Ausbil⸗

dung in den Geſchäften der Gemeindeverwaltung
und eventuell deren Verwendung im Gemeinde —

dienſt zu ermöglichen . Herr Baumert nahm

Veranlaſſung , das Intereſſe unſerer ben⸗
denſammlung , welche bis jetzt erſt 18 000 / erge

ben habe , wach zu rufen und diejenigen Gemein⸗

den , welche dafür noch nichts beigeſteuert haben ,

zu einem Beitrag zu veranlaſſen .

Die beiden nächſten Punkte der Tagesordnung
wurden auf Erſuchen des Herrn Oberbürgermei⸗

ſters Hermann , der wegen anderweiter dienſtlicher

Verpflichtungen unſerer Verſammlung nicht bis zu

Ende anwohnen konnte , zurückgeſtellt und zunächſt

Punkt 7 der Tagesordnung zur Verhandlung

gebracht , in dem der Vorſitzende über die Tätigkeit
des Verbands in dieſer Angelegenheit kurzen Be⸗

richt erſtattete und den Inhalt unſerer diesbezüg

lichen Vorſtellung vom 31 . v. M. an das Gr . Mi⸗

niſterium des Innern durch wörtliches Vorleſen zur

Kenntnis der Verſammlung brachte und 2 Mitglie
der der zu dieſem Zweck beſtellten Kommiſſion ,

nämlich die Herren Albiez und Julier noch

nähere Erläuterungen dazu gaben . In der ſich da⸗

ran anſchließenden Diskuſſion beklagte Herr Fi —

ſcher von Meißenheim die vielen Beſtrafungen
der Frauen im Feld ſtehender Landwirte wegen

denſelben zur Laſt gelegter Verheimlichung von

Getreidevorräten , wodurch viel Mißſtimmung er⸗

zeugt worden ſei , da es ſich dabei meiſtens um un⸗

erhebliche , auf mangelhafter Schätzung beruhende

Mengen gehandelt habe , welche den mit ihren
Kindern ſchwer arbeitenden Frauen nicht ſo hoch

hätte angerechnet werden ſollen ; auchHr. Oekonomie⸗
rat Sänger trat warm für die in der Heimat

ſchwer kämpfenden Frauen ein und verteidigte in

eindrucksvoller Weiſe die Landbevölkerung gegen —

über den gegen dieſelben erhobenen Vorwürfen ,

daß ſie beſſer daran ſei als die ſtädtiſche Bevölkerung
und der Letzteren 5 eine unfreundliche Ge⸗

ſinnung an den Tag lege , indem ſie derſelben ihre

Erzeugniſſe zurückhalte oder nur zu übertriebenen

Preiſen anbiere . Im Anſchluß daran ſchilderte

Herr Oberbürgermeiſter Hermann die Lage der

ſtädtiſchen Bevölkerung , welche durchaus nicht ſo

oſig ſei wie man auf dem Land vielfach anzuneh

men ſcheine und bat die Anweſenden , in ihren Ge —

meinden ſolchen irrtümlichen Anſchauungen ent⸗

gegen zu treten und auch ihrerſeits zur Beſeitigung
E da üUnd t hervortretenden Mißſtimmungda dor

— 17 7 f 2111 7* 17hiſchen Stadt und Land nach Kräften beizutragen .

Da durch dieſe immerhin nützlichen und lehr

reichen Ausſprachen die Zeit ſchon ſehr weit vor

gerückt war und alles zum Schluß drängte , ſo konn —

ten die beiden zurückgeſtellten Ziffern 5 und 6 der

Tagesordnung leider nur ſehr ſummariſch behan —

delt werden und zwar zunächſt

Punkt 6 Genehmigung des Zeitſchriftenabkom

mens , welche nach einem kurzen Bericht des Vor

ſitzenden in Bauſch und Bogen erteilt wurde .

Punkt 5 Vornahme der Wahlen in den Ver

ndsausſchuß im Jahre 1917 betr . war vom Vor

zenden ein Vorſchlag dahtn gemacht worden , für

dieſe Wahlen in Zukunft aus jedem Amtsbezirk je
2 Wahlmänner zu beſtellen , während der Sekretär

einen Antrag im Sinne der desfalſigen Ausfüh⸗

rungen in der letzten Nummer der Zeitſchrift ſtellte .

Schließlich machte Herr Sänger den Vorſchlag ,
die Ausſchußmitglieder in Zukunft auf Vorſchlag

der Bezirksverſammlungen jedes Kreiſes durch die

Mitgliederverſammlung zu ernennen , Vor⸗

ſchlag angenommen und zum Beſchluß erhoben

wurde .

Damit war der geſchäftliche Teil der Verſamm⸗

lung erledigt und es folgte das gemeinſame Mit⸗

tagsmahl in der Reſtauration zum „ Engel “ , zu

welchem ſich etwas über 100 Teilnehmer eingefun⸗
den hatten . Dasſelbe verlief dank der befriedigen⸗
den Leiſtungen von Küche und Keller der Gaſtgebe⸗

rin , Frau Kämpf , in ſehr angeregter Stimmung
und wurde durch verſchiedene Tiſchreden gewürzt ,
wobei in erſter Reihe wie immer , die Toaſte auf

S . Kgl . Hoheit den Großherzog und die Frau

Großherzogin Luiſe ſtanden , an welche auch Be⸗

grüßungstelegramme abgeſandt wurden .

Während des Eſſens war Herr Stadtrat Monſch

erſchienen , welcher die Verſammlung namens der

Stadt Offenburg in zumteil humorvoller Weiſe be⸗

grüßte , für einen ſpteren etwas längeren Beſuch

eine Weinprobe in den ſtädtiſchen Kellereien in

Ausſicht ſtellte und darauf zu einem Spaziergang

durch die Stadt zur Beſichtigung der ſtädtiſchen An⸗

lagen und ſonſtiger Sehswürdigkeiten einlud .



Nach dieſem Spaziergang verſammelten ſich die

noch übrig gebliebenen Herren zu einer ſehr leb —⸗

haften Bierſitzung im Gaſthorn zum „ Waldhorn “ ,

bei welcher noch verſchiedene , meiſt patriotiſche

Anſprachen gehalten wurden , bis die verſchiedenen

Abendzüge nach und nach alle Teilnehmer der Ver —

ſammlung wieder ihrem Heim zuführten .
Wir ſchließen dieſen Bericht , indem wir der

Freude darüber Ausdruck verleihen , daß auch dieſe

Kriegstagung unſeres Verbandes in Bezug auf den

guten Geiſt , der ſie beherrſchte , ſich allen früheven

Tagungen würdig anreihen darf und mit dem

Wunſch und der Hoffnung , daß die mancherlei An⸗

regungen , welche ſie gegeben , auf fruchtbaren Bo⸗

den gefallen ſein und gute Früchte für Volk und

Vaterland zeitigen möchten .

Im Anſchluß an den obigen Verſammlungs —
bericht bringen wir hiermit noch die von Ihren

Königl . Hoheiten dem Großherzog und der Frau

Großherzogin Luiſe eingelaufenen Antworttele⸗

gramme zur Kenntnis der Gemeinden :

„ Den heute in Offenburg verſammelten Land⸗

bürgermeiſtern danke ich herzlich für die freundliche

Begrüßung und das Gelöbnis treuen und ſtandhaf —

ten Aushaltens in dieſer ernſten Zeit . Mit Ihnen

allen erhoffe ich unter Gottes Beiſtand den nachhal —

tigen Sieg für unſer deutſches Vaterland , der uns

einen geſicherten Frieden bringt . Gott ſegne Ihrer

Aller Arbeit .

Friedrich , Großherzog .

„ Ich erhalte ſoeben , durch meinen Beſuch

im Konſtanzer Lazarett leider verſpätet , die ſo ſehr
freundliche Begrüßung , welche Sie mir anläßlich

der heutigen Verſammlung der Landbürgermeiſter

in Offenburg zugeſendet haben . Sie haben mir da⸗

mit eine ganz beſonders große Freude gewährt , für

die ich Ihnen allen auf das n ee
danke

Möchten Sie alle überzeugt ſein , daß ich der ſo

wichtigen und in der jetzigen
5 und ſcyweren

Zeit ſo beſonders umfangreichen , aber auch ſegens⸗

1 n Arbeit der Landbürgermeiſter mit aufrich

tiger Teilnahme gedenke . Ich weiß auch wie Sie

alle in beſonderem Maß die Aufgaben unſerer ſo

tüchtigen , unermüdlich fleißigen Frauen in Ihren

Landgemeinden unterſtützen jetzt wo bei Abweſen

heit der tapferen Männer im Kriege ſo viele Sor —

gen und Mühen von den Frauen allein getragen

werden müſſen . Möchte auch auf dieſem Gebiet

vaterländiſcher , ausharrender Pflichttreue in unſe⸗

rer geliebten badiſchen Heimat Gottes Segen in rei⸗

chem Maße ruhen . Das walte Gott !

Der uns geſchenkten ſo ergiebigen Ernte freue

ich mich mit Ihnen von ganzem Herzen .

Ich habe vorgezogen , Ihnen auf ſchriftlichem

Wege auf Ihre Begrüßung zu danken , da ein tele⸗

graphiſcher Dank Sie wohlen mehr in Offen

burg erreicht haben würde . Gott befohlen

i

Großherzogin von Baden

Prinzeſſin von Preußen

Schloß Mainau , den 14 . Auguſt 1916tſt

Feuerverſicherung .
Stand nach der letzten Veröffentlichung in

Nr . 5 316 200 „%

Zugang bis 18 . Auguſt
412 Ebringen 9 70⁰

413 Staffort 1500 ¼

114 Mittelſtenweiler 1200 K

Summa 5328 600 ½/

8 . Rechnerverband .

Entlohnung der Rechner .

Die Gemeinderechner in Württemberg erhal

ten als beſondere Entſchädigung für Ausbezahlung

der Familienunterſtützungen ab 1. 4. 15 ½ / ä der

ausbezahlten Beträge .

10 . Briefkaſten .
Hr . F. in B . Früchte , die von einem Baum

oder einem Strauche auf ein Nachbargrundſtück

hinüberfallen , gelten als Früchte dieſes Grundſtücks

von dem Augenblick an , wo ſie von ſelbſt hinüber

gefallen ſind . Brechen darf ſie der Nachbar nicht ,

auch wenn ſie ſich an überhängenden Zweigen be

finden .

( §§ 910/ %11 des Bürgerl . Geſetzb . ) . Früchte ,

die von einem im Privateigentum ſtehenden Baum

auf ein angrenzendes , dem öffentlichen Gebrauch

dienendes Grundſtück ( Straße und Straßengraben )

fallen , gehören dem Eigentümer des Baumes und

nicht dem Publikum .

Sprachecke des Alg. Deutſchen Sprachverein

EineSteuer auf fr emde Geſchäftsſchilder .
wie ſie in Spanien erhoben wird beſteht auch in

Bukareſt und bildet wegen der vielfachen franzö⸗

ſiſchen Inſchriften eine nicht unerhebliche Einnah —⸗

mequelle für die Stadt . Ob nicht unſere großen
S
Städte dieſem Beiſpiel folgen können ?

Dem Konſtanzer Roten Kreuz ging von der

5. Kompagnie des 114 . Infanterie⸗Regiments eine

kleine Summe zu , mit dem Bemerken , es ſeien das

Strafgelder für unnötig gebrauchte Fremd⸗

wörter . Möchte ſich das Rote Kreuz , deſſen Dienſte

am Vaterland ſo groß und geſognet ſind , dadurch

anregen laſſen , ſeine Satzungen und Veröffentlich⸗

ungen einmal prüfend auf jene — 9. hin

anzuſchauen und ſie kräftig und ſchnell auszumerzen

Auch die Pflege der deutſchen Sprache iſt „ Dienſt
am Vaterland . “

——ꝛ——
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— Formulare für die Kriegszeit .
Den verehrl . Gemeinden empfehlen wir nachſtehende Formulare :

1. Beurlaubungsgeſuch für Krieger

1c. Geſuch um Reiſepaß .
2. Antrag auf Gewährung der Wochenhilfe .

3. Heiratsſchein ( für die Hinterbliebenen gefallener

Krieger zum Geſuch um Bewilligung der geſetzl .

Verſorgungsgebührniſſe ) .
J. Anzeige ans Bezirksamt über Aenderung der

Familienverhältniſſe .
5. Geſuch an Landesverſicherungsanſtalt um Hin⸗

terbliebenenhilfe .

Ha. Begleitſchreiben hiezu .

6. Geſuch an Landesverſicherungsanſtalt um Be⸗

willigung einer Hilſe für ein erkranktes Fami⸗

lienmitglied .

7. Antrag auf Bewilligung von Witwen⸗ und Wai⸗

ſengeldern .

8. Antrag auf Bewilligung von Kriegselterngeld .

9. Antrag auf Bewilligung von Gnadengebührniſſen

10. Begleitſchreiben zu 7, 8, 9.

11. Sterbfallsanzeige über einen Kriegsteilnehmer .

13. Bitte um ein Gedenkblatt für Gefallene .

14. Begleitſchreiben hiezu .

Langjähriger Leiter einer größeren Kreditge⸗

noſſenſchaft , früher mehrere Jahre bei einer Spar⸗

kaſſe tätig , ſucht bei einer Sparkaſſe , Stiftung , Ge⸗

noſſenſchaft dauernde Stelle als

KRallier , Konirolleur

Verwalter eic .

Vielſeitige Erſahrungen im Geld⸗ , Bank⸗ und

Wechſcloerkehr , Hypotheken , Rechtsſachen ꝛc. , mit

kaufm . Buchführung und Rechnungsweſen vertraut .

Gute Zeugniſſe ſtehen zu Dienſten .

Anfragen unter Nr . 165 an die Schriftleitung

in Konſtanz , Schützenſtraße 20, erbeten .

Rechnungsimpreſſ en S

mit Vordruck und zwar von § 1 bis § 45 Ein⸗

nahmen und Ausgaben .
Der Gebrauch dieſer Vordruckimpreſſen erſpart nicht

nur viel Zeit ſondern er vereinfacht und erleichtert auch die

Arbeit der Rechnungsſteller und der Reviſion . Sie ſind

darum mit Recht beſtens empfohlen .

Spachholz u. Ehrath , Vonndorf ( Baden ) .

15. Erlaubnisſchein zum Ausmahlen von Getreide .

16. Fehlanzeige an die Grenſſchutzſtelle betreffend

Fremdenzuzug .

16a . Auszug aus dem Fremdenbuch für die Grenz⸗

ſchutzſtelle .

Geſuch um Bewilligung von Familienunter⸗

ſtützung ( Muſter 1)

Anweiſungsliſte für die bewilligten Unter⸗

ſtützungen , Titel ( Muſter 2)

365b . Anweiſungsliſte für die bewilligten Unter⸗

ſtützungen , Einlagen ( Muſter 2)

365 ) a .

365b

365c . Unterſtützungsausweis ( Muſter 3)

365d . Zahlungsliſte für die Unterſtützungen , Titel

( Muſter 4)

365d . Zahlungsliſte für die Unterſtützungen , Ein⸗

lagen ( Muſter 4)

365e . Beſcheinigung über den Empfang der Unter⸗

ſtützung ( Muſter 5)

365 f . Erſuchen an Bezirksamt um Erſatzleiſtung

( Muſter 6)

365 ff. Entziſſerung zu dem Erſuchſchreiben .

Spachholz u. Ehrath , Bonndorf .

Bei der Mitgliederverſammlug in Offenburg

am 14. d. M. wurde ein neuer , mit Umſchlag ver —

ſehener

Regenichirm ,
glatter Griff , verwechſelt .

Der derzeitige Inhaber wird freundlichſt er —

ſucht , ſeine Adreſſe bei Bürgermeiſter Süß , Brog⸗

gingen , anzugeben .

BüIoW-Salonpianinos
mit Flügelton , falt neu , 8 Jahre Garantie ,

statt Mk . 850 . — für [ Ilk . 500 . —.

Sdlon - Didnino
Ia . Fabrikat , wenig gespielt , 5 Jahre Garantie , statt

Mk . 700 . — für ſllk . 400 .— abzugeben .

Abbildung und Prachtkatalog mit über

Bülow - , Einger - , Nagel - Pianinos frei .

yr Siering , Mannheim C7 Nr . 6

eeeer ee

Sendungen ſind zu richten :

in Angelegenheiten
a) des Landgemeindenverbandes (7)

ſtraße 19 ;

Sur gefälligen Beachtung!

an deſſen Geſchäftsſtelle in Heidelberg — Obere Neckar —

b) des Rechnetberbandes ( 8 ) an deſſen Vorſitzenden —

ch der Bestellung und des Lersands der Zeitſchrift an die Geſchäftsſtelle in Bonndorf und

d) im übrigen an die Schriftleitung in Konſtanz — Schützenſtraße 20 —.

Stadtrechner Kaufmann in Schopfheim ; —

Verlag : die Bad . Landgemeinde⸗ , Amtsreviſoren⸗ und Rechner⸗Verbände.
Schriftleitung : Oberrevifſor Bundſchuh in Konſtanz . — Druck :

Geſchäftsſtelle in Bonndorf .

Svachholz & Ehrath , Bonndorf .
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